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Anders als in Thüringen, wo die CDU 
am 14. März ihren fahrlässig tötenden 
Skifahrer Dieter Althaus in Abwesenheit 
zum Spitzenkandidaten „verurteilte“, 
wählten die Genossen der Cottbuser 
Linkspartei ihre Direktkandidaten für die 
Landtagswahlen (siehe Seite 3) nicht nur 
in Anwesenheit der hiesigen Kandidaten, 
sondern auch der von Kerstin Kaiser – 
der LINKEN-Spitzenkandidatin in Bran-
denburg. Als ranghöchste Teilnehme-
rin der Cottbuser Gesamtmitgliederver-
sammlung war sie natürlich die Haupt-
rednerin. 

 Aus ihrer Ansprache soll hier Wich-
tiges und Wegweisendes zusammen-
gefasst und zur Kenntnis gegeben wer-
den. 

Die brandenburgische SPD sei dabei, 
sich ein neues soziales Design zu ver-
passen. Kerstin Kaiser stellte die Fra-
ge, ob das denn glaubwürdig ist, und 
erinnerte an 2004, wo wir als Antwort 
auf Hartz IV das wäre „Armut per Ge-
setz“ plakatierten. Wir werden uns aber 
nicht mit Design zufrieden geben, son-
dern wir wollen einen Politikwechsel – 
so die Fraktionsvorsitzende der LIN-
KEN im Landtag. Dafür will man mach-
bare Konzepte vorlegen. 

Und weiter: Ein Wechsel sei für die 
LINKE nicht nur ein Regierungswechsel. 
Das unterscheidet uns wohl auch von den 
anderen so staatstragenden Parteien im 
Lande. Die LINKE will in Brandenburg zu 
einem wirklichen Politikwechsel beitra-
gen und in diesem Sinne mit klaren lin-
ken Forderungen in den Wahlkampf ge-
hen. Ohne leere Versprechungen, son-
dern mit realisierbaren Forderungen, wo 
aber auch Rahmenbedingungen durch 
den Bund verändert werden müssten. 

Die Brandenburger LINKEN-Spitzenkandidatin Kerstin Kaiser in Cottbus: 

„Brauchen Lösungen und nicht Losungen“ 
Selbstbewusst betonte die Fraktions-

vorsitzende den Gestaltungsanspruch, 
den die LINKE habe. Um den zu erfül-
len, dazu gehörten aus Sicht der Links-
partei unter anderem das Streiten für 
mehr soziale Gerechtigkeit, der Kampf 
für bessere, qualitativ hohe Bildung für 
Jeden und die Stärkung der Demokratie. 

Ausdrücklich forderte Kerstin Kaiser 
dazu auf, sich mit dem Entwurf des Land-
tagswahlprogramms der öffentlichen Kri-
tik zu stellen. Führen wir doch eine Art 
Vorwahlkampf – so die LINKE-Frau wört-
lich. Feststellen musste sie, dass die 
derzeitige Wirtschaft- und Finanzkrise 
auf ein schlecht aufgestelltes Land Bran-
denburg trifft, und dass in dieser Situati-
on die Politik nicht handelt. Da fragt man 
sich doch als Wahl-Bürger, wofür jene 
Damen und Herren so ihr Geld kriegen. 
Nebenbei bemerkt: Wahltag ist Zahltag! 
Da nun mal 20 Jahre Mauerfall und die 

Wahlen zusammenfallen, steht auch die 
Auseinandersetzung mit der Geschich-
te an. Kerstin Kaiser rief aus: Lasst uns 
die 20 Jahre nicht überspringen! Die Aus-
einandersetzung der Partei mit diesem 
Thema wäre schmerzhaft gewesen. Heu-
te sollten wir uns fragen: Was haben uns 
die 20 Jahre demokratischer Entwicklung 

gebracht? 
Eigene Erfahrungen, selbst in Regie-

rungsverantwortung, haben wir ja auch 
schon vorzuweisen. Ohne sich einem 
gewissen Erneuerungs- und Erkenntnis-
prozess gestellt und manchmal auch 
durchlitten zu haben, hätte die LINKE 
nicht den gesellschaftlichen Stand von 
heute erreicht, erlaube ich mir hier zu 
ergänzen. 

Zurück zur Landespolitik. Kerstin Kai-
ser, die sich anschickt, Königin von 
Brandenburg, sprich Ministerpräsiden-
tin, zu werden, führte aus, eine Landes-
regierung sollte nicht ausführendes Or-
gan der Bundespolitik sein, sondern der 
Vertreter der Bürgerinteressen ihres 
Landes. 

Einige Schlüsselprojekte, für die DIE 
LINKE dann einstehen wollte, wären 

eine nachhaltige Kreditpolitik, ein öffent-
lich geförderter Beschäftigungssektor, ein 
Vergabegesetz mit sozialen Mindest-
standards, der Ausbau erneuerbarer En-
ergien und ein besseres Sozialticket. 
Das sind doch schöne und richtige Zie-
le, für die es sich zu kämpfen lohnt. 
Werden wir doch alle zu Königsmachern! 
Vielleicht reicht es am 27. September 
zur Landtagswahl für einen sozialen, de-
mokratischen und ökologischen Neuan-
fang, für ein Brandenburg mit menschli-
chen Antlitz!             Text: René Lindenau 

Bild: www.facebook.com 
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Europa ist für die meisten von uns weit 
weg. Und doch ist die europäische Poli-
tik näher als wir denken. Täglich be-
stimmt Europa unser Leben. Sei es durch 
europäische Fördermittel, von denen 
unsere Kommunen in Brandenburg pro-
fitieren, oder durch Umwelt- und Verbrau-
cherschutzstandards, für die sich das 
Europa-Parlament immer wieder stark 
gemacht hat. 

Das Europäische Parlament ist das 
größte multinationale Parlament der 
Welt: Seine 785 Abgeordneten aus 27 
Nationen vertreten derzeit rund 490 Mil-
lionen Bürgerinnen und Bürger. Seit 2004 
ist eine Mitgliedschaft im Europäischen 
Parlament unvereinbar mit einem Man-
dat als Abgeordneter in einem nationa-
len Parlament (wobei es für Irland und 
Großbritannien Übergangsregeln gibt). 
Wie viele Abgeordnete aus den einzel-
nen EU-Staaten kommen, ist vertraglich 
vereinbart worden. Aus Deutschland kom-
men 99 Abgeordnete. 

 Seit der ersten Direktwahl im Jahr 
1979 hat das Europäische Parlament 
seine Kompetenzen Zug um Zug ausge-
baut. Heute beschließt das Parlament 
zusammen mit dem Ministerrat Geset-

Das Europäische Parlament: 
Ein Besonderes und eine besondere Wahl 

ze, die in allen Mitgliedstaaten der EU 
gültig sind und die unser tägliches Le-
ben betreffen. 

Das Europäische Parlament ist in vie-
lerlei Hinsicht ein besonderes Parlament. 
23 Amtssprachen kennzeichnen die Ar-
beit des Europäischen Parlaments, und 
die Arbeitsorte verteilen sich auf drei eu-
ropäische Länder. Sitz des Parlaments 
ist Straßburg. Hier sind pro Jahr zwölf 
Plenarsitzungen angesetzt. In Brüssel 
finden Ausschusssitzungen und Frakti-
onssitzungen statt und manchmal auch 
Plenarsitzungen, die oft nur ein, zwei Tage 
lang sind und im Sprachgebrauch der 
Parlamentarier „Mini-Sitzungen“ genannt 
werden. Luxemburg ist der dritte Arbeits-
ort des Europäischen Parlaments. Dort 
befindet sich ein Teil der Parlamentsver-
waltung, des Generalsekretariats. Der 
andere Teil des Sekretariats ist in Brüs-
sel untergebracht. 

Die Europapolitik ist heute auch in der 
deutschen Gesetzgebung ein entschei-
dender politischer Faktor. Das Europäi-
sche Parlament ist heute so stark wie 
niemals zuvor: In 75 Prozent aller EU- 
Gesetzgebungsverfahren ist das Parla-
ment neben dem EU-Ministerrat ein 

gleichberechtigter Partner. Bereits über 
70 Prozent der deutschen Gesetze ba-
sieren auf Entscheidungen aus Straß-
burg und Brüssel. Und weil auch in Eur-
opa politische Mehrheiten darüber ent-
scheiden, wie die europäischen Weichen 
gestellt werden, kommt es auf jede ein-
zelne Stimme an. Jede Stimme bei der 
Europawahl wiegt damit mindestens 
genauso schwer wie bei Landtags- oder 
Bundestagswahlen. Dabei geht es um 
Dinge, die den Alltag prägen: die Lebens-
mittel auf unserem Teller, der Preis der 
Waren in unserem Einkaufskorb, die 
Qualität der Luft und des Wassers in 
unserer Stadt, die Sicherheit des Spiel-
zeugs der Kinder, unsere Auslandsrei-
sen bis hin zum Budget für Fliegen oder 
Telefonieren im Urlaub. 

Das Europäische Parlament ist die 
Vertretung der Völker und Menschen in 
Europa. Die Bürgerinnen und Bürger 
wählen ihre Abgeordneten direkt für eine 
Amtszeit von fünf Jahren in allgemeinen, 
freien und geheimen Wahlen. Die letzte 
Europawahl hat im Juni 2004 stattgefun-
den. Die nächste Wahl wird am 7. Juni 
2009 sein. 
Maria Strauß, Landesgeschäftsführerin 

Erstmals gibt es in Brandenburg eine 
reale Wechselstimmung. 56 Prozent der 
Brandenburgerinnen und Brandenburger 
meinen, es sei Zeit für einen politischen 
Wechsel. 41Prozent sehen das nicht so. 
Im Januar 2008 waren erst 50 Prozent 
für einen Wechsel und 47 Prozent dage-
gen. Interessant ist vor allem, dass der 
Wunsch nach einem Wechsel bei den 
Wählerinnen und Wählern der LINKEN 
von 65 auf 84 Prozent gestiegen ist und 
bei denen der SPD von 31 auf 45 Pro-
zent! Das belegt eine aktuelle Umfrage 
des Meinungsforschungsinstituts emnid, 
die die Brandenburger LINKE in Auftrag 
gegeben hatte. Dazu wurden 1000 Bran-
denburger im Zeitraum vom 21.1. bis 
6.2.2009 telefonisch befragt. 

Die Umfrage belegt außerdem eine 
wachsende Unzufriedenheit mit den po-
litischen Verhältnissen. Das gilt sowohl 
für das Land als auch für den Bund. Die 
Landesregierung erreicht in zentralen 

Wechselstimmung in Brandenburg 
Politikbereichen bestenfalls durchschnitt-
liche Schulnoten. 

Besonders in der Kritik steht offen-

sichtlich die Politik des Niedriglohnstand-
ortes Brandenburg, die durch die Lan-
desregierung offensiv vertreten wird. 

Zugleich lässt die Bindungskraft der 
jetzigen Regierungskoalition aus  SPD 
und CDU nach. Nur noch 44 Prozent der 
Brandenburgerinnen und Brandenburger 

finden, dass SPD und CDU die Landes-
regierung bilden sollten. Im Januar 2008 
waren es noch 46 Prozent. Schon damals 
weniger als SPD bzw. CDU wählen wol-
len (zusammen 58, heute zusammen 57 
Prozent). Ebenso wie vor einem Jahr, 
wollen 39 Prozent eine Regierung aus 
SPD und DIE LINKE neun Prozent eine 
Regierung aus LINKE und CDU (2008 – 
acht Prozent). Also eine wachsende 
Mehrheit, will eine andere Regierung als 
die jetzige. Während die Zustimmung zu 
rot-rot in der Wählerschaft bei der LIN-
KEN unverändert bei sehr hohen 85 Pro-
zent (2008 – 87 Prozent) liegt, ist vor 
allem die wachsende Zustimmung bei 
der Wählerschaft der SPD interessant. 
2008 waren 36 Prozent der SPD-Anhän-
ger für diese Variante und 59 Prozent für 
eine weitere Koalition mit der CDU. Jetzt 
sind 42 Prozent für rot-rot und noch 51 
Prozent für die Fortsetzung der jetzigen 
Koalition. 

„Herzblatt“ bleibt „Herzblatt“ 
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Rüdiger Gebühr: 
Neuer 

Wahlkreismitarbeiter 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
seit dem 2. März habe ich die Nach-

folge von Matthias Loehr als Wahlkreis-
mitarbeiter für den Wahlkreis Cottbus- 
Spree-Neiße und für Wolfgang Neskovic 
MdB, angetreten. 

Für die von Matthias Loehr geleistete 
Arbeit bedanken Wolfgang und ich uns 
sehr. 

Es ist und wird nicht ganz so einfach 
sein, als „zugezogener Neu-Cottbuser“ 
die entstandene Lücke zu schließen. 
Aber ich freue mich dennoch sehr auf 
die übertragenen Aufgaben, auf den be-
vorstehenden Bundestagswahlkampf 
und natürlich auf Euch „Alteingesesse-
ne“, welche ihr mich bislang sehr freund-
lich und offenherzig empfangen habt. Vie-
len Dank dafür! 

Ich bin am 23. Juli 1966 in Paderborn 
(NRW) geboren. Ich bin ledig und habe 
keine Kinder. 

Jahrgang 1977, geboren und wohnhaft 
in Cottbus, verheiratet, IT-System-Kauf-
mann, seit 1998 Mitglied der PDS – heu-
te DIE LINKE. 

Seit Dezember 2008 ist er Landtags-
abgeordneter (nachgerückt für Stefan 
Sarrach), seit 2007 Mitglied des Kreis-
vorstandes „Lausitz“, 2005 und 2008 war 
er Wahlkampfleiter des Kreisverbandes, 
von 2006 bis 2008 arbeitete er als Wahl-
kreismitarbeiter für den Bundestagsab-
geordneten Wolfgang Neskovic in Cott-

bus. Das sind nur einige der vielen politi-
schen Aufgaben, die Matthias Loehr in 
den vergangenen Jahren bewältigte. Er 
ist unter anderem Mitglied der GRÜNEN 
LIGA Brandenburg e.V. (seit 2008) und 
seit 2001 Mitglied von attac. 

In seiner Vorstellungsrede ging er  auf 
das gescheiterte Volksbegehren „Keine 
neuen Tagebaue - für eine zukunftsfähi-
ge Energiepolitik“ ein. Die Ursachen für 
das Scheitern seien vielfältig. Doch der 
Energiedialog müsse weitergeführt wer-
den. Es muss eine Energiewende ein-
geleitet werden, mit den Schwerpunkten 
Energieeinsparung, Erhöhung der Ener-
gieeffizienz und dem Ausbau der Erneu-
erbaren Energien. In der kommenden 
Wahlperiode möchte er Energiepoliti-
scher Sprecher werden. 

Kritisch äußert Matthias sich zum Es-
sener Europaparteitag vom 28.2. bis 1.3.: 
Dass bei der Aufstellung der Kandidaten 
für das EU-Parlament gestande Europa-
politiker nichteinmal mehr zur Wahl vor-
geschlagen wurden, sei das falsche Si-
gnal an die WählerInnen gewesen. Ach 
ja: Natürlich wird er uns als Cottbuser 
erhalten bleiben! 

Gewählt als Direktkandidat für den 
Wahlkreis 43 mit 92,4 Prozent der Stim-
men! Herzlichen Glückwunsch! 

Cottbuser Direktkandidaten zur Landtagswahl 

Jahrgang 1966, geboren in Torgau, 
wohnhaft in Cottbus-Groß Gaglow, ver-
heiratet, drei Kinder, Bundespolizeibe-
amter. 

Seit 2003 ist er Mitglied der Fraktion 
der LINKEN (vorher PDS) in der Cottbu-
ser Stadtverordnetenversammlung. Er ist 
Mitglied im Rechtsausschuss und leitet 
den Sozialausschuss, außerdem ist er 
Mitglied des Ortsbeirates in Groß Gag-

low und Mitglied im Kreisvorstand „Lau-
sitz“. 

Als Polizeibeamter sei er wohl kein 
„typischer“ Genosse, meinte Jürgen Ma-
resch in seiner Vorstellungsrede. Er 
möchte sich einsetzen für gleichwertige 
Teilhabe aller Menschen am gesellschaft-
lichen Leben und dafür, dass man von 
guter Arbeit auch gut leben können 
muss. Bildung und lebenslanges Lernen 
sind wichtig! Er kritisiert, dass die Bil-
dung in Brandenburg unterfinanziert ist 
und auch bei der Polizei immer wieder 
gekürzt wird. Das wirkt sich negativ auf 
die Sicherheitslage für die Bürger aus. 
Der Polizist muss wieder eine Kontakt-
person für die Menschen werden, so Jür-
gen Maresch. 

Und er regt an, wieder verstärkt die 
Schriften von Karl Marx zu studieren. Er 
verspricht: „Ich möchte kein „typischer“ 
Politiker werden!“ 

Gewählt als Direktkandidat für den 
Wahlkreis 44 mit 97,9 Prozent der Stim-
men! Herzlichen Glückwunsch! 

 Texte: Sigrid Mertineit 
Fotos: Dieter Brendahl 

○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○

Jürgen Maresch 

Matthias Loehr 

„Herzblatt“ bleibt „Herzblatt“ 
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Was brachte mir die Einheit? – Eine 
wahrlich nicht einfach zu beantwortende 
Frage... 

Wenn sie ehrlich beantwortet sein soll, 
muss ich an erster Stelle zugeben: Vor 
allem brachte mir die Wiederherstellung 
der staatlichen Einheit Deutschlands ei-
nige innere Erleichterung. Sie bestand 
darin, dass ich ganz plötzlich nicht mehr 
von meinen Ursprüngen abgeschnitten 
war. Dies war leider der Fall gewesen, 
seitdem die mitten durch Deutschland 
gezogene Trennlinie sich als so gut wie 
endgültig erwiesen hatte. Meine Vor-
stellungen von meiner Herkunft wa-
ren dadurch höchst unvollständig ge-
blieben – und wem konnte solches 
schon gefallen? Meine Großeltern 
väterlicherseits und mein Vater 
stammten nun mal aus dem Westen: 
aus Bremerhaven, Lüchow, und Lü-
neburg. 

Ich empfand es deshalb schon als 
Bereicherung meiner Selbst, im zwei-
ten Jahr der neuen deutschen Einheit 
zusammen mit meiner Frau endlich 
einmal dorthin reisen und erkunden 
zu können, wo ich einesteils verwur-
zelt bin. Der andere Teil liegt zu mei-
nem Glück ganz nah: Das schöne, 
altehrwürdige Quedlinburg, Geburtsstadt 
meiner Mutter, Brandenburg an der Ha-
vel, wo die Wiege meines anderen Groß-
vaters  stand, sowie die Rathenower 
Gegend mit  Witzke, Semlin, Ferchesar, 
woher meine zweite Großmutter kam und 
wohin ich heutzutage sogar im Stunden-
takt des Bahnfahrplans gelangen kann, 
auch jetzt noch jederzeit willkommen bin, 
in einer Landschaft, die auf mich einen 

Es tut noch immer weh 

besonderen Reiz ausübt, bei Menschen, 
deren Herzensgüte und Aufrichtigkeit 
mich berührt. 

Die Geografie hilft mir an dieser Stel-
le, den weiteren Faden in puncto Einheit 
zu spinnen. Den 40. und letzten Jahres-
tag des zweiten – oder wie er sich nicht 
zu Unrecht einordnete – eigentlich erst-
stelligen, weil tatsächlich völlig neuartig 
gewesenen deutschen Staates, verbrach-
te ich zufälligerweise eben dort, bei mei-
nen Leuten im Havelländischen Luch. 

Auch dort, in bewusst aufgesuchter 

abgelegener Idylle, verfolgte mich nach 
schon aufregend genug gewesenen Ta-
gen die für mich schlimme Nachricht vom 
immer schneller herannahenden  Unter-
gang der von mir aus voller Überzeugung 
mit getragenen und deshalb unverzicht-
bar erschienenen Gesellschaftsordnung. 

Wir sahen und hörten Erich Honecker 
seine Rede reden, und sogar meine mehr 
als rechtgläubige alte Tante fragte an-

schließend ziemlich betreten in die bäu-
erliche und deshalb mehr als wir Städter 
kritisch-realistisch geprägte Runde: 
„Was hat er denn nun eigentlich gesagt?“ 
Worauf sie erstaunte Blicke erntete. 

In der traditionell anberaumten Fest-
sitzung der Gemeindevertreter, die wir 
sodann besuchten, war fast alles ver-
sammelt, was im Spektrum der dörflichen 
Gemeinschaft als „politische Kraft“ gel-
ten konnte. Fast, denn einige, die sonst 
immer da gewesen waren und das Wort 
geführt hatten, fehlten auf einmal. „Wo 

sind denn die Genossen?“ erkundig-
te sich mokant der Dorfchef der 
CDU. Die hatten sich eben ganz ein-
fach verdrückt. Mir aber wurde bei die-
sem peinlichen Erleben weh ums 
Herz. Diese Wehmut, verstärkt durch 
folgende Geschehnisse, ist bis heu-
te geblieben. Ja, ich habe mir den 
weiteren deutschen Weg anders vor-
stellt, als er beschritten worden ist. 
Und ich stehe mit diesem Bekennt-
nis nicht allein. Denn bei allem un-
zweifelhaften Gewinn, den auch mir 
die „Wende“ brachte, wozu in erster 
Linie die Bekanntschaft schätzens-
werter Landsleute aus dem Westen 
gehört, ist mir doch etwas viel Wert-

volleres für immer verloren gegangen. „Ich 
habe mein Vaterland verloren“, schrieb 
mir ein guter Freund, der mir half, mich 
neu zu orientieren, als Widmung in ein 
Buch, das er mir zu meinem Ausschei-
den aus gemeinsamer Arbeit unter den 
neuen Verhältnissen schenkte. Damit 
hatte er den Nagel auf den Kopf getrof-
fen. 

Gert Schlue 

Leserdiskussion: Was brachte Dir persönlich die Einheit? 

Mauerfall                       Foto: www.op-marburg.de 

„Herzblatt“ bleibt „Herzblatt“ 

Der Anfang ist gemacht –  Macht bitte weiter! 

Hiermit möchten wir noch einmal auf die von uns in der März-Ausgabe des „Herzblattes“ angeregte Diskussion hinwei- 
sen. Bitte teilt uns Eure Erlebnisse und Erfahrungen mit. Schreibt uns über Eure Erinnerungen, Gedanken und Meinungen. 
Herzlichen „Herzblatt“-Dank! 

Wir möchten mit Euch gemeinsam zwei Jahrzehnte nach dem großen Wandel Bilanz ziehen: Wie hat die deutsche 
Einheit unser Leben verändert? Welche Erfahrungen habt Ihr gemacht, welche Einsichten gewonnen? 

Gern veröffentlichen wir Eure Gedanken zu diesem Thema, z.B.: Wirkt wie Hefe, was in der DDR etwas taugte? (Gysi im 
ND-Interview); Warum sind viele Ostdeutsche enttäuscht von der Einheit?; Soziale Gerechtigkeit – nur eine sozialistische 
Vision?; Ist es gerecht, die DDR auf Stasi, SED-Diktatur und Mauer zu reduzieren? 
Schreibt bitte an folgende Adressen: „Herzblatt“ bei DIE LINKE.Lausitz, Kreisvorstand, 03046 Cottbus, 
 Straße der Jugend 114 oder Email:  herzblatt@linkspartei-cottbus.de Kennwort: „20 Jahre danach“ 
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Im ersten Teil meiner Erinnerungen 
habe ich im vergangenen „Herzblatt“ 
darüber berichtet, wie ich die Wendezeit 
erlebt habe. 

Heute möchte ich darüber schreiben, 
welche Auswirkungen die Einheit auf 
mein persönliches Leben hatte. 

Meine berufliche Entwicklung war 
auch zu DDR-Zeiten für mich nicht ein-
fach, weil ich seit der Kindheit gesund-
heitlich gehandicapt bin, so dass die 
meisten Berufe für mich von vornherein 
nicht in Frage kamen. 

Mein Wunsch, als Bibliothekar aus-
gebildet zu werden, wurde aus für mich 
fadenscheinigen Gründen nicht erfüllt. So 
dass mir kaum etwas anderes übrig blieb, 
als Wirtschaftskaufmann zu lernen. Das 
geschah dann auch. Beim Maschinen-
bauhandel hatte ich dann auf Grund 
meiner Schwerbehinderung auch immer 
einen geschützten Arbeitsplatz. So hieß 
das. Bücher und Literatur sind inzwi- 
schen noch viel stärker meine Leiden-

Mein Leben hat sich verändert – 
aber leider nicht nur zum Guten 

schaften geworden. Doch mit der Arbeit 
war es bald nach der Wende leider vorbei. 
Ich hatte eine Invalidenrente, für die ja 
immer Zuverdienstgrenzen galten. Auf-
grund der teils erheblichen Lohnerhöhun-
gen ab dem 3.Oktober 1990 wurde es 
immer schwieriger, das mit der Zuver-
dienstgrenze in Einklang zu bringen. Das 
und das Argument, ich sei wegen des 
Lohnanstiegs inzwischen für den Betrieb 
zu teuer geworden, nahm man im Ma-
schinenbauhandel zum Anlass, mich hin-
auszudrängeln. Auf Aufhebungsverträge 
und Abfindungen hatte ich mich nicht ein-
gelassen. Ich wollte weiter arbeiten. Aber 
zum März 1993 war ich dann doch drau- 
ßen. 

Dafür begann ich aber, mich gesell-
schaftlich immer mehr zu engagieren. 
Schon 1990 interessierte ich mich für 
Veranstaltungen eines Netzwerks „Poli-
tik, Kultur und Wissenschaft in Bewe-
gung“ in der Humboldt-Uni in Berlin. Dies 
in Einklang mit Kulturprogrammen – Ka-

„20 Jahre danach“? Da müsste eigent-
lich jeder Romane dazu schreiben kön-
nen! 

Was eine vom Kapital beherrschte 
Gesellschaft alles zustande bringt, hat-
ten wir schon erfahren: Vom RIAS, von 
der ARD, auch im Parteilehrjahr und von 
einigen Auserwählten im „Praktikum“ in 
der BRD. Das war nicht das erstrebte 
Ziel. 

Nach der Wende eröffneten sich von 
„Wir sind das Volk“ über „Wir sind ein 
Volk“ dennoch Hoffnungen auf ein ge-
meinsames wirklich neues Deutschland. 
Das Grundgesetz orientiert im Artikel 146 
ja nach der Einheit auf eine neue Verfas-
sung, die vom deutschen Volk in freier 
Entscheidung bestimmt wird. Worauf wir 
nun aber leider schon bald 20 Jahre war-
ten! 

Da könnte eigentlich jeder 
Romane schreiben... 

barett und Musik – hat mir sehr gefallen. 
„Volksuni“ nannte sich das Projekt. 

In Cottbus habe ich mich engagiert für 
einen Verein, der hieß „Freizeitclub für 
behinderte und nichtbehinderte Men-
schen in Cottbus“. Dort bekam ich bald 
den Spitznamen „Kulturminister“, weil ich 
mich um kulturelle Veranstaltungen be-
mühte. 

In dieser Zeit des Suchens Anfang der 
90er Jahre habe ich dann auch Kontakt 
zur PDS gesucht und mich schließlich 
in der Sachsendorfer Gruppe angemel-
det. Auch in der PDS haben mich Kul-
tur, Bildung, und das Literarische immer 
interessiert, zum Beispiel das „Cottbu-
ser Herzblatt“, für das ich seit vielen Jah-
ren Artikel schreibe. 

Als positiv an den Veränderungen sehe 
ich, dass man jetzt viele Möglichkeiten 
hat, sich persönlich – kulturell und poli-
tisch – einzubringen. Allerdings muss 
man diese Möglichkeiten selbst suchen. 

René Lindenau 

Denn das Geschäft war gelaufen! 1,6 
Milliarden Begrüßungsgeld brachte der 
Treuhand letzten Endes 600 Milliarden 
Volkeigentum. Was sie damit anstellte, 
wissen wir. 90 Prozent des Volkseigen-
tums der DDR befinden sich heute in den 
Händen westdeutscher Banken und Kon-
zerne. In diesen Jahren wurde sich jeder 
wieder selbst der Nächste. Damit verbun-
den – auch das war gewollt – die Entso-
lidarisierung und das Trommeln, dass nur 
eines gelten darf: DDR, gleich Diktatur, 
gleich Unrechtsstaat. 

Trotzdem: Die Vernunft wächst, die 
Linken sind stärker geworden, aus PDS 
und WASG wurde DIE LINKE, die 
deutschlandweit wirksam ist. Damit 
keimt auch die Hoffnung auf ein besse-
res Deutschland. 

Gerhard Mahnhardt 

An die Wand 
gestellt 

bestrafte Mauerschüsse von Soldaten 
die im gehämmerten Takt des Gesetzes 
marschierten 
ohne Lustsalven Hassdetonationen 
beim Schießen 
an völkerrechtlich begradigter Grenze 
zu einer Zeit 
des Ideologie-Chinesisch 
zwischen Ost und West 

sind Schüsse gegen Rechtsstaatlichkeit 
Schüsse 
abgefeuert 
aus meinungsrostigen Läufen 
bundesdeutscher Richter Staatsanwälte 

bereits lange 
Sandstein zerbröckelte verwehte 
vorm Bau der Chinesischen Mauer 
waren politische Prozesse 
Scharfrichter schmalhalsiger Gerechtig-
keit 

Jürgen Riedel 

Leserdiskussion: Was brachte Dir persönlich die Einheit? 

„Herzblatt“ bleibt „Herzblatt“ 
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„Erstmals in der Geschichte des Ka-
pitals“, sagten wir im „Herzblatt“-Febru-
arheft, sei die „hektische Aktivität der 
Bundesregierung, die eine Krisenbe-
kämpfung vorgibt.“ 

Darin zeigt sich – nach den Erfahrun-
gen mit der Oktoberrevolution und der 
DDR – die Furcht der Herrschenden vor 
einer möglichen Alternative zum Kapita-
lismus, zu der die DDR wie Sowjetruss-
land das Tor aufgebrochen hatten, ohne 
dies jedoch hinreichend nutzen zu kön-
nen.1) 

Das Programm der Bundesregierung 
sichert zwar zunächst die Funktionswei-
se des Banken- und Finanzsystems, 
setzt aber dem Wesen nach über die 
Sozialisierung der Verluste die Politik der 
Umverteilung von Unten nach Oben fort; 
also „politics as usual“, Politik wie immer 
und damit auch Fortwirkung der krisen-
auslösenden Faktoren. Statt Überwin-
dung der Krise nun die Gefahr einer lang 
anhaltenden Depression… 

Dazu nun der Zwang zum Abbau des 
riesenhaften öffentlichen Schuldenturms, 
mit dem die Spekulationsverluste Nie-
mandem als sich selbst verantwortlicher 
Milliardärscliquen gedeckt werden wol-
len. Wenn nicht über inflationäre Geld-
entwertung, dann über Steuern. Jeder 
Ökonomie-Student erfährt ja schon im 
ersten Semester, dass Staatsschulden 
nichts als „vorweggenommene Steuern“ 
sind. Wo bleibt denn nun das ebenso 
heilige wie unverdrossene Versprechen 
bisheriger Finanzpolitik, per Haushalts-
sanierung künftige Generationen von den 
Folgen neoliberaler Wirtschaftskunst zu 
befreien? 

Da werden durch Austrocknung öffent-
licher Sozialhaushalte und kommunaler 
Finanzen materielle Zwänge geschaffen 
für weitere Privatisierung sozialer und 
kommunaler Dienste. 

Positiv: Das Konzept öffentlicher In-
vestitionen für lange Zeit vernachlässig-
ter Bereiche wie kommunal Leistungen, 
Bildung, Straßen usw. schafft Arbeitsplät-
ze und hilft Probleme lösen. 

Aber warum musste erst eine Krise 
kommen, ein Scheitern bisheriger Kon-
zeptionen, um das in Gang zu setzen? 
Haben nicht erst die PDS, dann DIE LIN-
KE seit Jahr und Tag eine Ausweitung 
dieser Art öffentlicher Investitionen gefor-

Sozialisierung der Verluste? 
Vergesellschaftung der Banken! 

dert statt export- und rüstungsbedingter 
Fehlverwendung? Eine Gemeindefinanz-
reform zugunsten der Kommunen war 
eine der ersten Forderungen, mit denen 
die PDS in den Bundestag eingezogen 
ist! 

Umso unverständlicher daher die Her-
ausnahme des öffentlichen Personen- 
Nahverkehrs aus dem „Konjunkturpaket 
II“. Hier liegt ein Feld erheblicher Defizi-
te öffentlicher Leistungen. Gehört die 
Cottbuser Straßenbahndiskussion schon 
in diesen Zusammenhang? Wird der 
Weg in eine öffentliche Nahverkehrswüste 
weiter begangen, vorgezeichnet von ei-
ner die Milliardäre subventionierenden 
staatlichen Finanzpolitik? 

Ebenso die Abwrackprämie für ältere 
Autos. Natürlich ist dies höchst massen-
wirksam und erfreut sich laut Medienin-
formationen großer Nachfrage. Freuen wir 
uns mit den Nutznießern! Aber worin 
besteht die volkswirtschaftliche, krisen-
dämpfende Wirkung? Kaum sichtbar, 
etwa im Promille-Bereich angesichts der 
in die Billionen gehenden Krisenfolgen, 
angesichts des volkswirtschaftlichen 
Gesamtaufwandes. Im Grunde ist dies 
eine Form des Populismus, wie man ihn 
der Linkspartei zu unterstellen versucht. 

Über eine Gruppe privilegierter Autobe-
sitzer wird ein hochmonopolisierter In-
dustriezweig subventioniert zu Lasten 
des Rests der Gesellschaft – und als 
Antikrisen-Strategie verkauft. 

Es ist die Bundesfraktion der Partei 
DIE LINKE, die sagt, was Sache ist: 
1. Banken vergesellschaften, Finanz-

märkte regulieren.2) 
2. Öffentliche Einrichtungen ausbauen, 

Privatisierung stoppen. 
3. Mitbestimmung und Beteiligung von 

Belegschaften durchsetzen. 
4. Reichtum gerecht verteilen, Millionen-

vermögen besteuern. 
5. Arbeitsplätze sichern, in die Zukunft 

investieren. 
Prof. Dr. Gutermuth, 

BO 11/IG Politische Bildung 

1) Dies zeigt sich auch jetzt, im 20. 
Jahr des Mauerfalls, in der neuerlich an-
schwellenden Verteuflung der DDR in 
Presse, Rundfunk und Fernsehen. Da 
werden, in der Diktion Rosa Luxem-
burgs, „Leichen aus dem Grabe geholt, 
um sie noch töter zu schlagen.“ 

2) Über Verstaatlichung und Vergesell-
schaftung in einem weiteren Beitrag; Ver-
staatlichung allein reicht nicht. 

Karikatur: Hänschen 
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Die 6. Linke Medienakademie fand 
vom 5. bis 8. März in Berlin mit etwa 
650 Teilnehmern statt und ist ein Pro-
jekt von der Rosa-Luxemburg-Stiftung, 
der Tageszeitungen „Neues Deutsch-
land“, die die Räume kostenlos zur Ver-
fügung stellte, sowie „tageszeitung“ (taz) 
und „junge Welt“. Sie bot Akteuren im 
linken Print- und Onlinebereich sowie bei 
öffentlichen Auftritten die Möglichkeit, 
ihre Öffentlichkeitsarbeit zu analysieren 
und zielgerichteter zu gestalten – auf den 
Prüfstand zu stellen. Die Präsens aller 
Altersklassen führte 
zum Austausch neuer 
revolutionierender Denk-
ansätze mit älteren, er-
fahrungsgeprägten Kon-
zepten. 

„Netze knüpfen“ wur-
de nicht nur innerhalb 
der Partei DIE LINKE 
gefordert, sondern auch 
darüber hinaus mit an-
deren gesellschaftskri-
tischen, linksorientier-
ten Medien und Men-
schen, dessen verbin-
dende Themen Gerech-
tigkeit und Frieden 
sind. Denn, wenn die 
Partei weiter wachsen 
will, muss sie junge 
Menschen mit den mo-
dernen technischen Mit-
teln für die Ziele der LIN-
KEN überzeugen und 
zur Teilnahme an der 
politischen Arbeit akti-
vieren, nicht nur im 
Wahlkampf, überzeu-
gen. Und genau das soll in den kommen-
den Wahlkämpfen 2009 mit dem traditi-
onellen Aktivierungswahlkampf versucht 
werden. 

Auf der Mitgliederversammlung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Rote 
Reporter LINKEN, die am Rande der Aka-
demie stattfand, wurde das Konzept vor-
gestellt und die „kleinen Zeitungen“ der 
Partei aufgerufen, Menschen aus allen 
Bereichen zu gewinnen. Dazu müssen 
„Netze geknüpft“ werden. In Brandenburg 
geht es meines Erachtens dabei schlep-
pend voran. 

Politik ist ein 
journalistisches Produkt 

Die BAG Rote Reporter auf der Linken Medienakademie 

Zwei aktuelle Ereignisse: Der Presse-
sprecher des Kreisverbandes Lausitz 
hatte am 11. März zum Erfahrungsaus-
tausch der kleinen Zeitungen aus den 
verschiedenen Ortsverbänden in die 
Kreisgeschäftsstelle eingeladen. Doch 
die Vertreter des „Herzblattes“ blieben 
unter sich. 

Ein Kennenlernen im persönlichen 
Gespräch mit dem „Malxeblatt“ aus 
Forst, dem Gubener „Linken Stadtanzei-
ger“ und anderer kleinen linken Zeitun-
gen kam trotz vorherigen Zusagen nicht 

zustande. 
Die Ansicht, dass 

besonders in den klei-
nen Zeitungen der Stel-
lenwert zum Erreichen 
von Mitgliedern und 
Sympathisanten relativ 
groß ist, scheint nicht 
sehr weit verbreitet. 

Ähnliche Tendenzen 
zeigen sich auch der 
brandenburgischen Lan-
desarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Rote Reporter. 
Das Klausurwochenen-
de am 21. und 22. März 
in Grünheide (Mark) war 
kurz davor, aus Mangel 
an Teilnehmern, ausge-
fallen. Die LAG hat sich 
das Ziel gesetzt, die Öf-
fentlichkeitsarbeit durch 
Zusammenarbeit und 
Weiterbildung zu stär-
ken. Doch das Interes-
se der lokalen Medien-
macher hält sich in 
Grenzen! Was auf der 

Linken Medienakademie beispielhaft ge-
lang, muss sich nach unten fortsetzen. 
Oder erreichen wir bereits alle WählerIn-
nen und SympatisantInnen mit unserer 
Öffentlichkeitsarbeit? 

Das „Cottbuser Herzblatt“ und die LAG 
Rote Reporter Brandenburg versuchen es 
weiter. Das Thema „Öffentlichkeitsarbeit 
an der Basis“ ist uns zu wichtig – und 
das nicht nur im Wahljahr 2009. 

Franziska Schneider, 
Seit Oktober 2006 Studentin an der 

BTU in Cottbus im Studiengangs 
„Kultur und Technik“. 

Franziska Schneider unterzieht sich dem 
persönlichen Erlebnis- und Erfahrungs- 
Check. Vom 6. bis 8. März besuchte sie 
Diskussionen, Fachvorträge, Work-
shops, Präsentationen und Seminare der 
6. Akademie für linke Medienmacher und 
nahm bereits am Vortag das Angebot 
LIMAcampus für junge, studierende Me-
dienmacher wahr. 
Folgend ihr eigenes Interview mit sich 
selbst: 

Wie habe ich die Atmosphäre auf der 
Akademie empfunden? 

Die vier Tage waren durchzogen von 
einem diskussionsfreudigen, zielorien-
tierten und selbstbewussten Flair. 

Das besondere an dieser 6. Akade-
mie war das breite politische Meinungs-
spektrum von taz-, ND- und junge Welt- 
Lesern über solid-, Antifa- und Jusos- 
Mitgliedern bis hin zu gestandenen Jour-
nalisten und ungelernten Medienmachern 
aus „kleinen“ linken Zeitungen. Viele 
haben an der Akademie teilgenommen, 
um Netze zu knüpfen und die Öffentlich-
keitsarbeit mit linken Ansichten dialog-
orientiert und professionell zu gestalten. 

In welcher Veranstaltung habe ich am 
Meisten dazu gelernt? 

Der ganztägige Workshop „Rhetorik 
Essentials“ bot mir die Möglichkeit, die 
Grundsätze der Rhetorik wie Aufbau ei-
ner Rede, Argumentationsmuster, geeig-
nete Redestrategien und überzeugende 
rhetorische Mittel verständlich zu ma-
chen. Dies ist besonders wichtig für eine 
politisch überzeugende Kommunikation. 
Übungen zum Spontanreden (auch vor 
der Kamera) und die anschließende Ana-
lyse von den Kommunikations- und Ver-
haltenstrainern haben meine Rhetorik 
verbessert und geschult. 

Besonders Spaß hatte ich bei der 
Königsdisziplin der Rhetorik, dem De-
battieren. Das Thema meiner Gruppe, 
Kanabis legalisieren: Ja/Nein?, war am 
Rednerpult genauso zu verfolgen wie in 
den Debatten im Bundestag: Laut, mit 
Vorwürfen an den Gegner und durch Zwi-
schenrufe gestört. 

Welches persönliche Fazit habe ich? 
Nicht nur an der Teilnehmeranzahl hat 

die Akademie zugenommen, sondern 
auch an Professionalität und Programm-
vielfalt. Für mich heißt es: Und nächs-
tes Jahr wieder! 

Und nächstes 
Jahr wieder! 
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In einer Zusammenkunft von Vertretern 
der Wissenschaft, Sozialverbänden und 
Gewerkschaftsmitgliedern aus allen Re-
gionalbereichen wurde nun auch von die-
sem Gremium nachgewiesen, 
dass die Rentenreformen der rot/ 
grünen Bundesregierung ebenso 
wie die der großen Koalition zu 
Altersarmut führen. 

Ein Durchschnittsverdiener 
benötigt bereits heute 28 Bei-
tragsjahre, um eine Rente zur 
Deckung des Grundsicherungs-
bedarfes (zurzeit etwa 640 Euro) 
zu erreichen. Im Jahre 2030 sind 
zur Erreichung der Grundsiche-
rung des Durchschnittsverdieners 
34 Beitragsjahre erforderlich. Das 
allgemeine Rentenniveau sinkt 
bis zum Jahr 2020 um 
mindestens zehn Prozent. Durch 
fehlende Ankopplung an die Einkom-
mensentwicklung wird auch das Versor-
gungsniveau der Bestandsrenten sinken. 

Die Altersarmut droht besonders in 
Ostdeutschland zum Massenphänomen 
zu werden, weil hier die Löhne um 20 
Prozent niedriger sind und die Massen-
arbeitslosigkeit mehr als doppelt so hoch 
ist, wie im Durchschnitt Westdeutsch-
lands. 

Der Vorstand der IG Metall stellte ein 
5-Punkte-Programm als Diskussions-
grundlage zur Vermeidung von Altersar-
mut vor: 
1. Wiederherstellung und Erweiterung 

des Solidarsystems durch schritt- 
weise Einbeziehung u. a. von Beam-
ten und Freiberuflern, Wiedereinfüh-
rung der hälftigen Finanzierung durch 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

2. Wiederankopplung der Renten an die 
allgemeine Einkommensentwicklung, 
keine Abschläge bei Erwerbsminde-
rungsrenten, höhere Beiträge für 
Langzeitarbeitslose, Anhebung der 
Grundsicherung im Alter. 

3. Betriebsrente für Alle (Arbeitgeber-
pflicht für betriebliche Altersvorsorge). 

4. Flexible Altersübergänge (Abkehr von 
der Rente mit 67). 

5. Sozialversicherungspflicht für alle 
Beschäftigungsverhältnisse, flä-
chendeckende Einführung eines Min-
destlohnes. 

Die IG Metall hat sich für die Beibe-
haltung des Äquivalenzprinzips Beiträge, 

Riesterrente, Rente mit 67, 
Arbeitslosigkeit, Scheinselbständigkeit 

führen zu Altersarmut 

Rentenhöhe und gegen Steuerfinanzie-
rung von Erwerbsrenten entschieden, 
weil sie nur hier die Leistungspflicht der 
Arbeitgeber gesichert sieht. 

Zur Vermeidung von Altersarmut erar-
beite die IG Metall, teilweise gemeinsam 
mit den DGB-Gewerkschaften eine gan-
ze Reihe von Vorschlägen und benannte 
Maßnahmen, die aber letztlich alle nicht 
vor Altersarmut schützen. Deshalb wird 
eine Anhebung der steuerfinanzierten 
Grundsicherung entsprechend den Vor-
schlägen der Sozialverbände unterstützt. 

Leider wurde eine Strategie zur Durch-
setzung dieser Initiativforderungen nicht 
vorgestellt und war auch nicht Gegen-
stand der Debatte. Sie ergab, dass ne-
ben der Rente mit 67 die Einführung der 
Riesterrente Hauptursache der systema-
tischen Verringerung des Rentenniveaus 
ist. 

Dieter Brendahl,IG Politische Bildung 

„Forum zur Rentenpolitik“ 
Am Mittwoch, dem 22. April, 

 um 18.00 Uhr in der Volkssolidarität 
Sandow, Elisabeth-Wolf-Straße 41 

Klaus Ernst, Mitglied des 
Bundestages, stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzen-
der und 1. Bevollmächtig-
ter Schweinfurt der IG Me-
tall spricht und diskutiert 
zum Rentenkonzept der 

Partei DIE LINKE in der gegenwärti-
gen Systemkrise. 
Ein Thema, das nicht nur für Ältere 
von existentieller Bedeutung ist. 

„Eine Rentenerhöhung von 2,41 Pro-
zent in diesem Jahr reicht nicht aus, um 
die Kaufkraft der Rentnerinnen und Rent-
ner zu stabilisieren und die Verluste der 
vergangenen Jahre auszugleichen. Ju-
bel ist deshalb unangebracht“, kommen-
tiert für DIE LINKE Partei- und Frakti-
onsvize Klaus Ernst die Verkündung der 
diesjährigen Rentenanpassung durch die 
Bundesregierung. Er fordert: 

„Neben einem Schutzschirm für die 
Beschäftigten brauchen wir auch ein 
Rettungspaket für die Rentnerinnen und 
Rentner. Die Renten müssen sofort um 
vier Prozent steigen, damit die Kürzun-
gen der letzten Jahre wenigstens teil- 
weise ausgeglichen werden. Ein solches 
Rettungspaket würde die gesamtgesell-
schaftliche Kaufkraft stärken und damit 
zur Überwindung der Krise beitragen. 
Außerdem müssen die Kürzungsfakto-
ren endgültig aus der Rentenformel ge-
strichen werden. Denn, dass es 2009 
überhaupt zu einer Rentenerhöhung von 
2,41 Prozent im Westen und 3,38 Pro-
zent im Osten kommt, ist allein dem 
Wahlkampfmanöver der Bundesregie-
rung geschuldet, den ‚Riester-Faktor‘ für 
zwei Jahre auszusetzen. Bereits im 
nächsten Jahr, wenn dieser wie geplant 
wieder wirksam wird, drohen erneut Null-
runden und schwere Kaufkraftverluste in 
beiden Landesteilen. Die zur Schau ge-
stellte Freude der Bundeskanzlerin über 
die anstehende Rentenerhöhung ist da-
her scheinheilig.“ 

Jubel unangebracht: 

Rentenerhöhung 
unzureichend 

Gebäudekomplex des IG Metall-Vorstandes in 
Frankfurt am Main 

„Herzblatt“ bleibt „Herzblatt“ 
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Frei abgeleitet nach Karl Marx und 
Friedrich Engels: „Ein Gespenst geht um 
in Deutschland – das Gespenst der Ent-
eignung.“ In fast allen Tageszeitungen 
steht es, aus verschiedenen Wirtschafts-
verbänden und aus den Wirtschaftsflü-
geln von CDU und FPD schallt es – „Ta-
bubruch in Deutschland“,  „Sozialismus 
durch die Hintertür“ oder „40 Jahre DDR 
haben Frau Merkel geprägt“. Diesen Pro-
teststurm ausgelöst, hat das Gesetz zur 
Enteignung von Aktionären des ange-
schlagenen Immobilienfinanzierers Hypo 
Real Estate. 

Dabei ist der rhetorische Eiertanz, den 
die Regierung bei der Rettung der Hypo 
Real Estate aufführt, absurd. Denn das 
rohe Ei, um das die Kanzlerin, der Fi-
nanzminister 
und jetzt auch 
der neue Wirt-
schaftsminister 
in immer neuen 
Verrenkungen 
tänzeln, ist in 
Wahrheit längst 
keines mehr: 

Bei der Hypo 
Real Estate geht 
es ökonomisch 
überhaupt nicht um „Enteignung“. Wür-
den marktwirtschaftliche Grundsätze an-
gewandt werden, gehörte das Institut 
längst abgewickelt. 

Überall in der Privatwirtschaft läuft das 
so – Mitarbeiter müssten zur Arbeits-
agentur, Manager auf ihre Ruhegehälter 
verzichten und die Eigentümer hätten ihr 
Kapital verloren. Das klingt hart, aber es 
beschreibt den Kern des Kapitalismus. 
Sollte dieses Gesetz wirklich Anwendung 
finden, so reißt sich der Staat kein kost-
bares Vermögen unter den Nagel, son-
dern er lädt sich im Gegenteil hohe 
Schulden eines faktisch insolventen Un-
ternehmens auf. Schon deshalb ist die 
Gefahr gering, dass ein solches Vorge-
hen künftig zur Regel wird. 

Doch ob der Staat sich die Mehrheit 
an der Hypo Real Estate über den Weg 
der Enteignung sichert, das Gesetz also 
überhaupt zur Anwendung kommt, das 
mag ich bezweifeln. Im Grunde dient die-
ses Gesetz nur einem Zweck: Es geht 
darum, dass der Staat für Pleitiers ein-
springt, denen die Möglichkeit genom-
men werden muss, den Retter auch noch 
zu erpressen. Das Gesetz als Drohin-

Die hohle Phrase 
von der Enteignung 

strument. Nachdem die Hypo Real Es-
tate nur mit Bürgschaften von nunmehr 
120 Milliarden Euro – davon fast 70 Mil-
liarden Euro aus Steuergeldern – am 
Leben erhalten werden kann, verbleibt 
mit dem US-Finanzinvestor J.C. Flowers 
ein einziger Großaktionär in der Bank. 
Dieser hatte seinen 24-Prozent-Anteil 
damals teuer mit 1,1 Milliarden Euro 
(damals 22,50 Euro je Aktie, Wert am 
19.2.: 1,63 Euro) erkauft und möchte ihn 
in der Krise noch mit soviel Profit wie 
möglich losschlagen. 

Wie gesagt, die Hypo Real Estate ist 
in ihrer heutigen Form nicht überlebens-
fähig, unter reinen Marktbedingungen 
längst Pleite, die Aktie wertlos. 

Im Falle einer Enteignung der Hypo 
Real Estate-Alt-
aktionäre würde 
die Entschädi-
gung unter 
Zugrundelegung 
des durch-
schnittlichen 
Börsenkurses 
der vergange-
nen  Tage auf 
eine Summe 
von „rund 270 

Millionen Euro“ hinauslaufen, allein die 
Preisvorstellungen von J. C. Flowers lie-
gen weit über dieser Summe. 

Um überhaupt die Interessen der 
Steuerzahler zu wahren und die Steuer-
gelder durch ein „Pleitegehen der Bank“ 
nicht zu vernichten, dringt der Bund auf 
eine Kontrollmehrheit von 75 Prozent und 
einer Aktie, beziehungsweise 95 Prozent 
bei Übernahme der Anteile von J. C. Flo-
wers. Da der Staat aber gleichzeitig nicht 
bemüht sein darf, Flowers bei einem 
möglichen Ausstieg finanziell entgegen-
zukommen, ist das Banken-Enteig-
nungsgesetz ein wirkungsvoller Drohfak-
tor, um einen ordentlichen Preis zu ver-
handeln. 

Im Übrigen weiß auch Angela Merkel, 
dass eine wirkliche Enteignung der Hypo 
Real Estate der FDP scharenweise 
Wählerstimmen zutreiben würde, ihr zum 
Sprung über die 20 Prozent Marke bei 
der nächsten Bundestagswahl verhelfen. 
So einen „starken Juniorpartner“, dann 
nicht mehr mit Namen SPD, möchte die 
CDU wohl nicht noch einmal vier Jahre 
lang erdulden müssen. 

André Groß 

Lied der 
deutschen Banker 

Melodie: Lasst uns froh und munter sein 

Lasst uns froh und munter sein, 
und uns an der Krise freuen. 
Lustig lustig trala lala la, 
wir haben die Frau Merkel ja 
und die ist für die Banken da. 

Haltet Eure Hände auf, 
Frau Merkel legt bestimmt was drauf. 
Lustig lustig eins zwei drei, 
bald ist unsere Not vorbei, 
Steinbrück hilft uns auch dabei. 

Wir leben gern in Saus und Braus 
und halten das recht lange aus. 
Lustig lustig trala lala la 
dazu ist der Bonus da, 
grämt euch nicht, das wisst ihr ja. 

Aber einmal, wie gemein, 
wird wohl Schluss mit lustig sein. 
Darum lebt und seit beglückt 
eh man uns zum Teufel schickt 
denn langsam wird das Volk verrückt. 

Text: Günter Düring 

Vor 70 Jahren, am 20. April 1939, starb 
an den Folterungen von SS-Schergen der 
Antifaschist und Kommunist Kurt Pavel. 

Am 28. Oktober 1896 wurde er in Cott-
bus geboren, wurde als 18-Jähriger an 
die Front des Ersten Weltkrieges ge-
schickt und war danach Notstandsarbei-
ter in seiner Heimatstadt. Er erlernte das 
Schuhmacherhandwerk, das er in der 
Ostaue 20 betrieb (1964 abgerissenes 
Armenviertel – Ost- und Westaue, Gil-
denstraße, südlich der Sandower Haupt-
straße zum Bau des neuen Sandow). 

Als Mitglied der von den Faschisten 
verbotenen KPD und des RfB wurde er 
1933 verhaftet und ins KZ Sonnenburg 
(heute Slonsk, Polen) eingeliefert. Im 
Cottbuser Adressbuch von 1937 wird er 
als Arbeiter geführt. Im gleichen Jahr 
wurde er erneut verhaftet und ohne Ge-
richtsverfahren ins KZ Sachenhausen 
gebracht. 1938 wurde er wegen „Haftun-
fähigkeit“ nach Cottbus entlassen. 

Kurt Pavel starb als 43-Jähriger an den 
Folgen der im Konzentrationslager erlit-
tenen Verletzungen. Seine Ruhestätte 
befindet sich auf dem Südfriedhof. Die 
heutige Goyatzer Straße trug bis 1991 
seinen Namen.                              hhk 

Gedenken 
an Kurt Pavel 
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Ihre Freunde nannten sie „die schöne 
Helene“, und auch die Nazipresse und 
die Cottbuser Polizei übernahmen die-
se Fügung. Im ersten Teil dieses Be-
richts im März-„Herzblatt“  wurde von der 
Jugend der Berliner KommunistinHele-
ne Kirsch  berichtet, die 1932 für die KPD 
in den Deutschen Reichstag gewählt 
wurde, und von den Aktivitäten Cottbu-
ser Genossen, die eine „Rote Fahne der 
Niederlausitz“ druckten und verteilten. 
Die 27-Jährige war in der Berlin-Branden-
burger Landesleitung auch für die Regi-
on Cottbus verantwortlich und suchte die 
nach dem Verbot der Arbeiterparteien 
1933 zerrissenen Fäden wieder zu knüp-
fen. 

In ihrem Erinnerungsbericht, in dem 
Helene Kirsch sich selbst in der dritten 
Peron schildert, heißt es: „Ein erneuter 
festgelegter Treff mit dem Genossen 
Michael Bey (Ströbitzer Kommunist, im 
späteren Prozess zu zwei Jahren 
Zuchthaus verurteilt. D.V.) ging fehl, 
und als sie die Wohnung von Bruno 
Schulze aufsuchte, wurde sie mit Em-
pörung von dessen Frau empfangen, 
die ihr sagte, ihr Mann sei verhaftet 
..., sie solle zu Kalauke gehen. Er war 
ihr unbekannt und wohnte in einem 
Nachbarort. Sie musste aber wissen, 
wer alles verhaftet worden war, und 
nahm in den Abendstunden Verbin-
dung zu Kalauke auf. Der brachte sie 
mit Herbert Müller (Kommunist seit 1928, 
von Beruf Schildermaler und Elektromon-
teur, im Prozess zu zwei Jahren, drei Mo-
naten Gefängnis verurteilt. D.V.) zusam-
men, der ihr sagen konnte, wer verhaftet 
worden war. Zwischen Helene Kirsch und 
Herbert Müller wurde ein Treff festgelegt 
mit einem Erkennungszeichen: ein 
Schuhkarton mit blauem Kreuz, unterm 
rechten Arm zu tragen. Da Helene Kirsch 
für die Nacht keine Unterkunft hatte, 
brachte sie Herbert Müller außerhalb von 
Cottbus in einem kleinen Hotel unter. 
Dort befürchtete Helene Kirsch eine po-
lizeiliche Razzia, verließ gegen zwei Uhr 
früh das Hotel und fuhr mit dem ersten 
Zug von einem Vorort zurück nach Ber-
lin“. Sie fuhr noch mehrere Male nach 
Cottbus und von da nach Forst und Weiß-
wasser, wo sie Verbindungen mit Genos-
sen und Arbeitersportlern aufnahm. Im 
sorgsam verhüllten Gepäck hatte sie 
Flugschriften und -blätter gegen die Hit-

Zum 75. Jahrestag des Cottbuser Kommunistenprozesses 1934 

Die schöne Helene oder: 
Schuhkarton mit blauem Kreuz (Teil 2) 

ler-Diktatur, die in Cottbus und in meh-
reren Orten verteilt wurden. 

Ende Juni 1933 setzte bis Ende Juli 
eine große Verhaftungswelle in Cottbus 
und seinen Nachbarorten ein, der auch 
Helene Kirsch zum Opfer fiel. Mit ande-
ren wurde sie am 24. Juli zunächst in 
die SA-Kaserne am Ostrower Damm 
gebracht. Sie wurde mit Stockschlägen 
und Stiefeltritten traktiert, um Geständ-
nisse zu erpressen. (Zwei der Schläger, 
ein SS-Mann und ein SA-Angehöriger, 
konnten 1945 gefasst werden und wur-
den zu hohen Gefängnisstrafen verur- 
teilt). Später kamen die Gefangenen in 
das Polizeigefängnis Mauerstraße. „Die 
Zustände dort waren erniedrigend, vor al-
lem für uns Frauen“, schrieb Helene 
Kirsch später. Am 4. August 1933 wurde 
sie u. a. zusammen mit Erna Hoffmann 
ins Gerichtsgefängnis unterm Schloss-
berg eingeliefert. 

Welcher Verbrechen wurden sie und 
die anderen beschuldigt? Der General-
staatsanwalt des Kammergerichts Ber-
lin, dessen Strafsenat sich wegen der 
Bedeutung des Prozesses für die Regi-
on nach Cottbus begeben hatte, sah es 
in der Anklageschrift als erwiesen an, 
dass die Cottbuser Genossen es trotz 
des Verbots der Partei unternommen 
hätten, „die Organisation der KPD im 
Unterbezirk Cottbus illegal fortzuführen 
bzw. wieder aufzubauen“. Er klagte die 
Genossen an, „gemeinschaftlich und fort-
gesetzt das hochverräterische Unterneh-
men, die Verfassung des Deutschen 
Reiches gewaltsam zu ändern, vorberei-
tet zu haben“. Und das „unter Führung 
der Berliner Parteileitung“ – womit Hele-
ne Kirsch als deren Vertreterin gemeint 
war. Als hochverräterisch wurde die Ver-
breitung der illegalen Berliner „Roten 
Fahne“ und die Herstellung einer Cott-
buser Ausgabe der „Roten Fahne“ be-

zeichnet. Nach nur zweitägigen öffentli-
chen Verhandlungen gegen die 25 KPD- 
Mitglieder aus Cottbus, Berlin und Forst 
wurden die Urteile gefällt: insgesamt 
zwölf Jahre und drei Monate Zuchthaus 
und 28 Jahre und sechs Monate Gefäng-
nis. Mehrere Zeugen und zwei der Ange-
klagten hatten vor allem Helene Kirsch 
belastet, ihr Urteil lautete auf  zwei Jah-
re und neun Monate Zuchthaus. Vor der 
Urteilsverkündung erklärte der Rechtsan-
walt Dr. Kaiser, Berlin: „ Für die Kirsch, 
die wenigstens eine aufrechte Haltung 
gezeigt habe, bitte er um Gefängnis statt 
Zuchthaus“ – eine Bitte, der das Gericht 
nicht folgte. 

Helene Kirsch urteilte später in ihrem 
Erinnerungsbericht: „Die Richter des Jah-
res 33 waren noch keine ausgesproche-
nen Faschisten“. 

Sie hatte Gründe für diese Feststel-
lung: Ihr zweitältester Bruder wurde 1940 

im KZ Sachsenhausen ermordet, ihr 
ältester Bruder starb im Februar 1944 
an den Folterungen im Zuchthaus 
Brandenburg-Görden. Und ein weite-
rer Cottbuser Widerstandskämpfer, der 
junge Modelltischler Willy Jannasch, 
starb 1938 ebenfalls im Zuchthaus 
Brandenburg-Görden. 

Die mutige Berlinerin Helene konn-
te am 12. Mai 1936 das Zuchthaus 
Jauer in Schlesien (heute Jawor, Po-
len) verlassen. Die Auflage, die ihr er-

teilt wurde: sich mehr als ein Jahr täg-
lich bei der Polizei zu melden. 

Nach dem großen Krieg, den auch 
Cottbuser Antifaschisten mit ihren Akti-
onen zu verhindern trachteten, arbeitete 
sie in der Brandenburger Landesleitung 
der KPD und später der SED als Frau-
enbeauftragte und in der Presseabtei-
lung. Wenige Jahre vor ihrem Tode 1992 
schrieb sie: „Das junge, hoffnungsvolle 
Leben der Jüngeren gibt den Älteren ei-
nen schönen Lebensinhalt, und mein 
Wunsch bleibt wie immer eine glückli-
che Zukunft für unsere Kinder (auch wenn 
ich keine eigenen bekommen konnte)“. 
Und noch 1987, angesprochen auf ihre 
jugendliche Schönheit, die man der 
damals 81-Jährigen hinter ihrer dicken 
Brille wohl ersehen und empfinden konn-
te, meinte sie lächelnd: „Ach, Schönheit 
vergeht. Was man im Leben für den Mit-
menschen tut, das bleibt“. 

Hans-Hermann Krönert 

 „Cottbuser Anzeiger“ vom 12.4.1934 

„Herzblatt“ bleibt „Herzblatt“ 



Seite 11 

Im Rahmen der Brandenburgischen 
Frauenwoche in Cottbus fand in unserer 
LINKEN-Geschäftsstelle am 8. März eine 
Buchlesung statt. Es ging um „Ein 
Sprechzimmer der Roten Kapelle“ von Dr. 
Elfriede Paul. 

Sie war Lehrerin, Ärztin, Widerstands-
kämpferin der „Roten Kapelle“, wurde zu 
einer sechsjährigen Zuchthausstrafe ver-
urteilt. Sie verlor nicht nur ihren Lebens-
gefährten Walter Küchenmeister sondern 
auch viele aufrechte mutige Mitkämpfer. 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges gehörte sie zu den Aktivisten der 
ersten Stunde. 

Über all dies schrieb sie ein Buch. Zur 
Erinnerung an ein Jahrhundert der  Welt-
kriege, der gesellschaftlichen Umbrüche. 

Geboren wurde sie in Köln, als das 
20. Jahrhundert gerade erst zwei Wo-
chen alt war. Sie wuchs in ärmlichsten 
Verhältnissen auf. Ihre Kindheit verbrach-
te sie mit ihrer Familie einige Jahre bei 
väterlichen Verwandten in Görlitz, spä-
ter zog die Familie zu den mütterlichen 
Verwandten nach Hamburg-Harburg. 
Dem Wunsch ihrer Mutter gemäß wur-
de sie Lehrerin. 

Schon früh lehnte sie sich gegen das 
kaisertreue, kleinbürgerliche System auf. 
Sie schloss sich fortschrittlich denken-
den Jugendgruppen an. Durch einen Ju-
gendfreund bekam sie Kontakt mit der 
KPD, las marxistische Literatur. Sie er-
kannte früh die Ursachen für die sozia-
len gesellschaftlichen Probleme. 

Um sich als Lehrerin Kenntnisse auf 
sozialfürsorgerischem Gebiet anzueig-

Frauen im antifaschistischen Widerstand 
Buchlesung: „Ein Sprechzimmer der Roten Kapelle“ von Elfriede Paul 

nen, ging sie auf Wanderschaft. Berlin, 
Hannover, Dresden, Leipzig und sogar 
Wien waren ihre Stationen. Hier machte 
sie bereits Bekanntschaft mit faschisti-
schen Studentenorganisationen. 

Um mehr für die Armen und sozial 
Benachteiligten tun zu können, be-
schloss sie, Ärztin zu werden – gegen 
den Willen des Vaters und ohne nen-
nenswertes Vermögen. Ihr Medizinstu-
dium und die Ausbildung fielen in die Zeit 
des aufkommenden Nationalsozialis-
mus. Das Gesundheitswesen wurde, wie 
alle anderen Institutionen auch, „gleich-
geschaltet“, und die Ärzte liefen zuneh-
mend in SA- und SS- Uniformen herum. 

Dr. Elfriede Paul eröffnete eine Praxis 
für Privatpatienten in Berlin-Wilmersdorf 
im Sächsischen Palais in der Sächsi-
schen Straße. Ihre Patienten waren gut 
Betuchte und oft Nazis.Nach Feierabend 
verwandelte sich ihre Praxis in eine ille-
gale Geschäftsstelle der Widerstands-
organisation „Die Rote Kapelle“. Ihr ge-
hörten viele Künstler, Intellektuelle, Ärz-
te, aber auch Proletarier an. Harro Schul-
ze-Boysen arbeitete im Reichsluftfahrt-
ministerium und nutzte die dort erhalte-
nen Informationen für den Widerstands-
kampf. 

Das Künstlerehepaar Kurt und Elisa-
beth Schumacher, Arvid Harnack und 
seine Frau Mildred, die Tänzerin und 
Schauspielerin Oda Schottmüller gehör-
ten ebenso zur Organisation wie Walter 
Küchenmeister, den Elfriede Paul 1938 
kennen und lieben lernte. Doch die Ge-
stapo deckte die Verschwörung auf, vie-
le wurden verhaftet und 1942 und 1943 
hingerichtet. Die Ehepaare Schumacher 
und Harnack ebenso wie Harro Schul-
ze-Boysen und seine Frau Libertas und 
Walter Küchenmeister. Auch Hans und 
Hilde Coppi gehörten dazu. 

Elfriede Paul wurde zu sechs Jahren 
Zuchthaus verurteilt und kam ins Frau-
enzuchthaus nach Cottbus in die Baut-
zener Straße. Und obwohl sie als Ärztin 
nicht praktizieren durfte, da sie ja eine 
„Politische“ war, gelang es ihr, ihre Mit-
gefangenen zu einem Minimum an Hy-
giene-, Körper- und Geistesertüchtigung 
anzuhalten, um den harten Gefängnis-
alltag zu überstehen. 

Ende 1944 wurden viele Gefangene 
von Cottbus in andere Gefängnisse ver-
legt. Elfriede Paul erlebte die letzten 

chaotischen Monate bis zur Befreiung 
durch die Amerikaner in Leipzig. 

In den ersten Jahren des antifaschis-
tischen Wiederaufbaus arbeitete sie im 
neu gegründeten Land Hannover als Mi-
nister für Arbeit und Volkswohlfahrt. 
Dabei lag ihr der Aufbau des Gesund-
heitswesens besonders am Herzen. 
Doch schon früh musste sie erkennen, 
dass die westlichen Besatzungsmäch-
te und deren Verbündete es mit der Ent-
nazifizierung nicht so genau nahmen: 
Immer öfter fanden sich ehemalige Na-
zis in Schlüsselpositionen der Wirtschaft 
und Politik wieder. Die Kluft zwischen 
SPD und KPD wurde immer größer. Und 
schließlich wurde die KPD verboten. 

Im Jahr 1947 
kehrte Elfriede 
Paul nach Berlin 
zurück und arbei-
tete in der Zentral-
verwaltung Ge-
sundheitswesen – 
dem späteren Mi-
nisterium für Ge-
sundheit. 

Sie erwarb sich 
große Verdienste 
beim Aufbau des 

DDR-Gesundheitswesens. Die Einrich-
tung von Betriebspolikliniken und Werks-
küchen und anderen Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen der Werktätigen 
sind einige wichtige Errungenschaften, 
die wir ihr verdanken. Leider hat der neue 
deutsche Staat BRD nach 1989 diese 
Einrichtungen nach und nach wieder ab-
geschafft. 

Elfriede Pauls Leben und Schaffen in 
der DDR war geprägt von intensiver Auf-
bauarbeit und immer neuem Lernen und 
Lehren. Sie hielt auch das Andenken an 
die getöteten Freunde und Kampfgefähr-
ten wach. 

Für die drei Söhne aus der ersten Ehe 
von Walter Küchenmeister übernahm sie 
die Verantwortung, nachdem deren Mut-
ter bei einem Bombenangriff ums Leben 
kam. Der Jüngste von ihnen, Claus Kü-
chenmeister, und seine Frau Wera sind 
uns als Film- und Kulturschaffende in der 
DDR gut in Erinnerung geblieben. 

Dr. Elfriede Paul starb 1981, kurz nach 
Fertigstellung ihres autobiografischen 
Buches, in Ahrenhoop, ihrem Altersru-
hesitz.                         Sigrid Mertineit 

Elfriede Paul 
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Ja oder Nein? Das 
Flugplatz-Problem! 

Aus der Tätigkeit der Fraktion DIE LINKE in Kolkwitz 

Fraktionssplitter 

Die LINKE Fraktion der Großgemein-
de Kolkwitz hatte gegen den Bebau-
ungs- und Flächennutzungsplan des „TIP 
Cottbus“ gestimmt. Die Cottbuser LIN-
KEN dafür. Leider war es uns nicht ge-
lungen, im Vorfeld miteinander zu kom-
munizieren, obwohl die unterschiedlichen 
Positionen durchaus bekannt waren. Wir 
berichteten in der vergangenen „Herz-
blatt“-Ausgabe bereits ausführlich. 

Aber es gibt noch etwas Wichtiges 
zu erklären. Denn: Gleichzeitig und für 
unsere Haltung nicht minder bedeutend 
ist das Problem eines Flugplatzes. 

Anfänglich hat uns der Gedanke, ei-
nem möglichem, etwaigem Investor auch 
die Nutzung eines Luftverkehrsweges an-
zubieten, durchaus fasziniert. Eine küh-
ne Idee, die sich von anderen Angebo-
ten abhebt und damit die Erfolgsaussich-
ten durchaus verbessert. 

Da es sich nicht wie früher um Militär- 
Jagdflugzeuge oder 
lärmende Kampfhub-
schrauber handelt, 
haben wir diesen Ge-
danken nicht 
rundheraus abgelehnt, jedoch bereits bei 
der ersten offiziellen Vorstellung in der 
Gemeindevertretung sofort auf die Not-
wendigkeit hingewiesen, die Situation zu 
prüfen, da ein Überfliegen der Wohnge-
bäude beim An- oder Abflug auch von klei-
nerem Werksflugverkehr für uns nicht in-
frage kommt. 

In den 20 Jahren seit 1989 haben sich 
in Kolkwitz viele Menschen ein neues 
Heim geschaffen, und sie sind davon aus-
gegangen, dass sie nicht von Fluglärm 
belästigt werden. Es wurden also auch 
für solche Gegenden Baugenehmigungen 
erteilt, für die es früher auf Grund eines 
aktiven Flugplatzes niemals eine Geneh-
migung gegeben hätte. Man kann heute 
nicht so tun, als ob sich in den letzten 
beiden Jahrzehnten rund um den Flug-
platz keine Veränderungen vollzogen 
hätten. 

Die mögliche Beeinträchtigung der 
Großgemeinde durch den Fluglärm be-
deutete eine Abwertung unseres Stand-
ortes und widerspricht den eigenen Inte-
ressen der gemeindlichen Wirtschafts-
entwicklungsabsichten. 

Angesichts der Förderung und der 
Konzentration der Landesregierung auf 
den Flughafen BBI in Schönefeld und der 
Probleme der Regionalflugplätze Neu-
hausen und Drewitz ist es zweifelhaft, 
ob die Flughafen-Lobby einem Cottbu-
ser Flugplatz auch nur eine Mini-Chan-
ce einräumt. 

Auch aus finanzieller Sicht scheint es 
uns unsinnig, einen Flugplatz betreiben 
zu wollen. Die immensen Kosten des Un-
terhaltes eines derartigen Objektes im 
Zusammenhang auf einige wenige Flug-
bewegungen für rein wirtschaftliche Zwe-
cke sind reinweg nicht tragbar. 

Dies hat auch Cottbus erkannt und 
spricht von einem privat betriebenen 
Flugplatz. Ein privater Investor kann mit 
einem Flugbetrieb von einigen wenigen 
Starts und Landungen nicht überleben. 
Nur eine maximale fliegerische Nutzung 
garantiert seinen Gewinn. 

Entweder er plant diesen maximalen 
Flugbetrieb, und das 
können weder Kolk-
witzer noch Cottbu-
ser wollen, oder er 
fordert kommunale 

Zuschüsse, oder er geht in Insolvenz (sie-
he Lagune Cottbus). Wenn Cottbus also 
nicht bereit ist, diesen Platz kommunal 
zu betreiben und zu finanzieren, dann 
kann aus unserer heutigen Sicht kein 
Flugplatz existieren. 

Wir empfehlen den Cottbusern eher, 
über eine ökologisch und ökonomisch 
sinnvolle Expressbahnanbindung an die 
mit 160 km/h befahrbare Strecke Berlin- 
Cottbus als wichtiges Vorrangmerkmal 
des TIP nachzudenken, als die bisher 
favorisierte Lufterschließung. 

Eine Mehrheit der Kolkwitzer Gemein-
devertreter (CDU, OTB-FrW, FDP, Land-
wirtschaft und Umwelt) hat für die vorge-
legten Flächennutzungs- und Bebau-
ungspläne gestimmt. Hoffen wir, dass 
jeder Kolkwitzer Bürger sich an sein ei-
genes Wahlvotum erinnert, wenn „die 
Sicht ungestört auf Fabrikgebäude“ fällt, 
die Schadstoff- und Lärmemissionen an 
seine Fenster und Wohnungstür klopfen 
und wenn Flugzeuge im Tiefflug über sein 
Dach von und nach Cottbus fliegen soll-
ten. 

Gerd Bzdak 

„Geschichte ist das Geschehene und 
was fort und fort geschieht in der Zeit“ – 
ein Wort von Thomas Mann, enthalten 
in seiner Trilogie „Joseph und seine Brü-
der“. 

Thomas Mann – ganz recht, das war 
der, von dem auch überliefert ist der in-
haltsschwere, nach wie vor leider aktu-
elle Satz: „Der Antikommunismus ist die 
Grundtorheit des 20. Jahrhunderts.“ – 
Also, ihr Heutigen, die ihr euch selbst-
gerecht aufschwingt: Bedenket wohl, 
was ihr, noch immer unbelehrt, da sagt 
und tut! 

GS 

Aufgelesen 

Was ist Geschichte? 

Zu Ihrem traditionellem jährlichen Be-
ratungstag mit Unternehmern des Mit-
telstandes werden die Abgeordneten der 
Fraktion DIE LINKE in den Gemeinde-
vertretungen Kolkwitz, Werben (Ruben) 
und Burg/Spreewald im Rahmen des 
„Brandenburger Zukunftstages“ am 23.4. 
den Schwerpunkt auf notwendige Ent-
wicklungen für die Ausbildung junger 
Menschen legen. 

Ab 10.00 Uhr wollen wir in der 
Schmiede des Familienunternehmens 
Jurisch in Kolkwitz-Krieschow die prak-
tische Erfahrungen bei der Lehrlingsaus-
bildung kennenlernen. 

Fortgesetzt werden die Beratungen 
um 13.00 Uhr in der Vetschauer Außen-
stelle des Burger Mühlenbetriebes Küm-
mel. Abschließend sollen unter Einbe-
ziehung der regionalen Wirtschaftsförde-
rer Kolkwitz und Burg praktikable Lö-
sungsansätze für eine LINKE-Ausbil-
dungspolitik vor Ort und gegebenenfalls 
im Land Brandenburg beraten werden. 

Die Fraktion 

Mitgliederversammlung 
Die nächste öffentliche Mitgliederver-

sammlung findet am gleichen Tag um 
19.00 Uhr im kleinen Gastraum der Gast-
stätte „ Zur Eisenbahn“ in Kolkwitz statt. 

Vor dem Hintergrund der jüngst für das 
Land Brandenburg veröffentlichten Krimi-
nalitätsstatistik soll die Diskussion zum 
Thema: „Kommunale Kriminalitätsverhü-
tung und die Chancen Linker Politikan-
sätze“ erfolgen. 

Der Vorstand 

Termine der BO 85, 
Kolkwitz, am 23.4. 
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Zu diesem Thema hielt Frau Prof. Dr. 
Susanne Völker, zurzeit Gastprofesso-
rin für Soziologie an der BTU, am 10. 
März einen interessanten Vortrag. Die 
Veranstaltung wurde im Rahmen der 
Brandenburgischen Frauenwoche von 
der Friedrich-Ebert-Stiftung organisiert. 
Die ebenfalls anwesende Landtagsabge-
ordnete der SPD, Frau Dr. Martina 
Münch, stellte sich im Anschluss an die 
Vorlesung der Diskussion. 

Frau Prof. Dr. Völker hatte für ihre Stu-
die zum oben genannten Thema Inter-
views geführt – vorwiegend mit Frauen, 
die in prekären Beschäftigungsverhältnis-
sen arbeiten, die meisten von ihnen im 
Handel (Discounter). Zunächst führte sie 
einige Fakten an: Unter atypischen Be-
schäftigungsverhältnissen (die wir als 
prekär bezeichnen) versteht das Statis-
tische Bundesamt befristete und gering-
fügig entlohnte Arbeitsverhältnisse mit 20 
oder weniger Wochenstunden, Leiharbeit 
und Teilzeitarbeit. Die Zahl der Beschäf-
tigten in Normalarbeitsverhältnissen sank 
in zehn Jahren von 1997 bis 2007 um 
1,5 Millionen. Dagegen stieg die Zahl der 
Beschäftigten in den atypischen Arbeits-
verhältnissen im gleichen Zeitraum um 
2,6 Millionen! Der Anteil der atypischen 
Beschäftigungsverhältnisse stieg von 
17,5 Prozent im Jahr 1997 um acht Pro-
zent auf 25,5 Prozent im Jahr 2007. 

Die Auswirkungen auf die Lebensfüh-
rung der Frauen und ihrer Familien ist 
gravierend, wie die Interviews zeigen. 
Immer öfter müssen Frauen in prekären 
Beschäftigungsverhältnissen den Le-
bensunterhalt für die ganze Familie be-
streiten. Die Arbeitsteilung in der Fami-
lie verschiebt sich: Arbeitslose Männer 
müssen „Hausfrau“ spielen. Die oft unsi-
cheren und auch finanziell schlecht ab-
gesicherten Jobs machen jegliche Pla-
nung der Zukunft zunichte: Mit so einem 
Job kann man als Frau kaum eine Fami-
lie gründen und sich so seiner eigentli-
chen (biologischen) Berufung nicht wid-
men. Sie werden gewissermaßen „ent-
weiblicht“. Dagegen finden sich Männer 
zunehmend in schlecht bezahlten Frau-
enberufen wieder oder – wie oben be-
schrieben – im heimischen Haushalt. Sie 
fühlen sich „zwangsfeminisiert“. 

Frau Prof. Dr. Völker fand auch heraus, 
dass durch die derzeitige Arbeitsmarkt-
situation viele Menschen – besonders 
Frauen – kaum eine andere Wahl haben, 

Hauptsache Arbeit? 
Lebensführungen brandenburgischer Frauen 

in prekären Beschäftigungsverhältnissen 

als in solchen Beschäftigungsverhältnis-
sen zu schuften. Sie stellte auch fest, 
dass die Hartz-IV-Gesetze den Leis-
tungsbeziehern den Zugang zum 1. Ar-
beitsmarkt sogar erschweren. Da wür-
den die Arbeitslosen doch nur von einer 
Maßnahme zur nächsten geschickt, 
ohne richtige Qualifizierung. Eine echte 
nachhaltige Vermittlung in feste Jobs fin-
det nicht statt. Diese Feststellung konnte 
Frau Dr. Münch in der anschließenden 
Diskussion nicht nachvollziehen. Sie war 
der Meinung, dass Hartz IV vor Armut 
schützt, „…damit niemand in Deutsch-
land hungern muss.“ Sie sagte auch, 
dass der Schlüssel für einen gut bezahl-
ten Job in guten und sehr guten Schul-
abschlüssen liegt. Jedes Kind sollte ver-
suchen, einen akademischen Abschluss 
zu machen, denn nur so könnte spätere 
Armut verhindert werden. 

Also ich weiß nicht – irgendwie ist die 
Frau Landtagsabgeordnete nicht auf der 
Höhe der Zeit. Weiß sie denn nicht, dass 
gerade Hartz IV die Armut erst geschaf-
fen hat und dass es ihre SPD war, die 
diese unsoziale Gesetzgebung mit zu 
verantworten hat? Offensichtlich ist ihr 
auch nicht bekannt, dass junge Men-
schen mit akademischen Abschlüssen 
zunehmend in unbezahlten Praktika mit 
Projekten befasst sind, die eigentlich ein 
gut bezahlter Akademiker bearbeiten 
sollte – und das zum Nulltarif! 

Ich glaube, die Frau Landtagsabgeord-
nete muss noch sehr viel lernen – über 
das wahre Leben hier in Brandenburg! 

Sigrid Mertineit 

kein Aprilscherz: frostpolitische 
Hartz-IV-Parteien 
finden sich demokratisch 

ein Arbeiter immer häufiger 
nicht nur im Juli Kuli 
zerknülltes Grundrecht 
Menschenwürde 

in bundesdeutscher Konzernokratie 
der kleine Mann immer häufiger 
nicht nur im August dummer August 

nicht nur im Oktober tobt sich 
Profitgier aus 
demoliert Demokratie 

mit geballter Energie Kampf gegen 
novembertriste Trustherrschaft 
Zertreter von Volksinteressen 
im Parlament! 
Wappenadler fühlt sich gerupft 

Jürgen Riedel 

Sein letzter Lyrikband „Wortbilder VI“ er-
schien in der edition fischer des R. G. Fi-
scher Verlags, ISBN 978-3-8301-0547-3 

Betrachtungen 
zum 1. Mai 

Liebe Redaktion, 
ich sende Euch ein paar Zeilen, die 

nach meiner Auffassung zu einem so 
wichtigen Tag nicht ausgeblendet wer-
den sollten. Denn es geht auch hier um 
den Umgang mit unserer Geschichte. 

Der Artikel im „Herzblatt“ von Jürgen 
Siewert zum 8. März war informativ und 
zeigte deutlich, welche Aufgaben heute 
vor uns stehen.Es ergibt sich für mich 
jedoch eine Frage: Warum wurden 40 
Jahre DDR ausgeblendet? 

Der 8. März nahm im persönlichen 
Leben und im betrieblichen Miteinander 
vieler Menschen einen wichtigen Platz 
ein. Soziale Sicherheit und Geborgen-
heit, gleiche Bildungs- und Berufschan-
cen, bezahlbares Wohnen, gute soziale 
Fürsorge und Betreuung waren solide 
Voraussetzungen, damit die Frau selbst-
bewusst ihre Rolle als gleichberechtigte 
Partnerin in der Gesellschaft und als treu-
sorgende Mutter immer besser erfüllen 
konnte. 

Mit freundlichen Grüßen 
Euer Mitstreiter Werner Wendich 

Leserbrief 

Wussten Sie schon, dass…? 

…die Zahl der Hartz-IV-Empfänger seit 
Januar 2005 trotz des „Aufschwungs“ 
nahezu konstant geblieben ist? 
… es im August 2008 etwa 6,68 Millio-
nen Hartz-IV-Empfänger gab und dass 
davon 50 Prozent schon seit Januar 
2005 Hartz-IV-Empfänger sind? 
…nur 25 Prozent der Leistungsempfän-
ger das Arbeitslosengeld I erhalten? 
…40 Prozent der Alleinerziehenden 
Hartz-IV-Empfänger sind? 

Und wieso gibt es laut Statistik eigent-
lich „nur“ etwa drei Millionen Arbeitslo-
se? Ganz einfach: Der Bundestag be-
schloss eine Änderung der Definition, 
wer als arbeitslos gilt und wer nicht. 

Gefunden von Sigrid Mertineit 

„Herzblatt“ bleibt „Herzblatt“ 
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Die Jugend spricht: Die Impulsmesse 

Das fragen sich alle, die Angehörigen 
der Opfer, die Zeugen, wohl auch die El-
tern des Täters. Morgens um halb zehn 
in Deutschland am 11. März: Im schwä-
bischen Winnenden betrat ein 17-Jähri-
ger seine ehemalige Schule. Mit einer 
Beretta Kaliber 9 mm, die er vorher sei-
nem Vater gestohlen hatte, und jeder 
Menge Munition in den Taschen startete 
er seinen Rachefeldzug. Neun Schüler 
und drei Lehrerinnen tötete er in der Schu-
le.  Die schnell anrückende Polizei ver-
trieb ihn aus dem Gebäude. Auf seiner 
Flucht tötete er noch drei Menschen, 
nahm einen Autofahrer als Geisel, ehe 
das Drama in Wendlingen endete, wo er 
sich selbst erschoss. 

Wer hat nun Schuld daran, dass ein 
junger Mensch – ein halbes Kind noch – 
15 Menschen und sich selbst tötet? Die 
„üblichen Verdächtigen“ sind schnell ge-
funden: Computerspiele, Gewalt- und 
Horrorfilme. Erneut wird der Ruf laut nach 
Verboten von so genannten Ego-Shoo-
ter-Spielen, Überprüfung von Altersfreiga-
ben für Computerspiele, nach Verschär-
fung des Waffenrechts. 

Auch wenn der Vater das Vorhandens-

ein einer Schießbahn im Keller seines 
Hauses und die psychische Verfassung 
seines Sohnes jetzt von einem gut be-
zahlten Anwalt dementieren lässt: Wer 
15 Schusswaffen plus exorbitante Men-
gen Munition in seinem Hause hortet und 
noch dazu ein Schießeisen im Nacht-
schrank aufbewahrt, ist seinen Kindern 
kein gutes Vorbild. Legal oder nicht: 
Schusswaffen gehören nicht in private 
Haushalte! Denn wer kontrolliert, ob je-
der seinen Pflichten zur sicheren Verwah-
rung der Waffen nachkommt? Etwa die 
Polizei, die von Stellenstreichungen und 
sonstigen Kürzungen betroffen ist? 

Computer und Internet sind eine gro-
ße Errungenschaft des 21. Jahrhunderts. 
Sie begegnen uns überall im Leben, und 
wir müssen lernen, mit ihnen umzuge-
hen. Doch sie sind kein Kinderspielzeug! 
Aber wer soll die Kinder im richtigen Um-
gang mit der Technik unterweisen? Wer 
beschützt sie vor den Gefahren im Inter-
net? Was nützen Verbote von Compu-
terspielen, wenn die Jugendlichen diese 
im Internet trotzdem spielen können? 

Die Politik hält sich da vornehm zu-
rück und überträgt die alleinige Verant-

wortung für die Erziehung den Eltern. 
Eltern brauchen jedoch dafür Hilfe! Von 
den Schulen ist sie wohl eher nicht zu 
erwarten – denn da wird fleißig gespart. 
Die Computerkabinette (wenn überhaupt 
vorhanden) sind meist mit vorsintflutli-
chen Geräten ausgestattet. 

Als Konsequenz aus dem Amoklauf 
von Erfurt 2002 wurde das Waffenrecht 
verschärft und einige Computerspiele in-
diziert bzw. einige Altersfreigaben wur-
den heraufgesetzt. 

Und was noch? Wurden mehr Schul-
sozialarbeiter und Schulpsychologen an 
den Schulen eingestellt? Nein! Werden 
Lehrer besser geschult, um die Vorzei-
chen solcher Taten zu erkennen? Nein! 
Werden Privathaushalte, in denen Waf-
fen aufbewahrt werden, zukünftig kontrol-
liert? Nein! 

Die SPD begründet das so: „Der 
Schutz der Privatsphäre steht über der 
Gefährdung der Allgemeinheit.“ 

Und so bleiben viele Fragen unbeant-
wortet und viele Probleme ungelöst. 

Es könnte schon bald wieder gesche-
hen – an einem Morgen um halb zehn in 
Deutschland…              Sigrid Mertineit 

Die diesjährige Impulsmesse fand vom 
13. bis 14. Februar in den Messehallen 
Cottbus statt. Impulsmesse, das ist die 
größte Ausbildungs- und Jobmesse des 
Landes Brandenburg, bei der sich viele 
Unternehmen und Einrichtungen präsen-
tieren und Ausbildungsplätze bzw. Prak-
tika anbieten konnten. 

Als Besucher waren nicht nur junge, 
sondern auch ältere Menschen anwe-
send. Denn, wie es bekannt ist: Lernen 
hört nach Schule, Ausbildung oder Stu-
dium nicht auf. Lernen ist das wesentli-
che Werkzeug zum Erlangen von Bil-
dung, und damit für die Gestaltung indi-
vidueller Lebens- und Arbeitschancen ein 
notwendiges „Übel“. 

In den Hallen konnte jeder den ver-
schiedenen und auch interessanten Prä-
sentationen folgen, welche sich um ver-
schiedene Aspekte der Ausbildung dreh-
ten, oder einfach einen Ausbildungsbe-
ruf vorstellten. Aber die verschiedenen Bil-
dungseinrichtungen hatten nicht nur was 
zum präsentieren dabei, sondern es gab 
auch einige, die zum Beispiel ein Beruf- 
Quiz gemacht haben. Bei der IHK zum 
Beispiel war als Hauptgewinn ein kos-

tenloses Beratungsgespräch ausgelost. 
Aber auch der Verlierer konnte einen klei-
nen Trostpreis gewinnen, so dass es am 
Ende nur glückliche Gesichter gab. Aber 
nicht nur die IHK hatte ein Quiz zu bie-
ten, sondern auch am Stand der LINKEN 
konnte jeder Interessierte ein kleines po-
litisches Quiz lösen, bei dem es auch 
super Preise zu gewinnen gab. 

Wir als Jugendgruppe der LINKEN wa-
ren als einzige politische Organisation 
auf der Messe vertreten. Wir hatten aber 
nicht nur ein Quiz zu bieten, sondern 
warben für unsere Praktikumsplätze auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebe-
ne. Auch verschiedene Konzepte und 
anderes Werbematerial hatten wir mit-
genommen, welches guten Anklang bei 
den Besuchern fand. Ich habe zeitweise 
den Stand betreut und war sehr über-
rascht darüber, dass viele Jugendliche 
offenes Interesse an der Partei hatten 
und nach Infomaterial fragten. 

Bei der Impulsmesse waren unter an-
derem auch Universitäten aus fast ganz 
Deutschland präsent. Am besten hat sich 
die Universität aus Rostock vorgestellt. 
Sie hatte nicht nur als einzige eine sehr 

gute und herausragende Präsentation, 
sondern hatte auch sehr viel Infomateri-
al angeboten und interessierte Men-
schen sehr gut beraten. Dagegen war ich 
sehr enttäuscht von der BTU und der FH 
Cottbus, die leider nicht so auf die Men-
schen zugegangen sind und kaum Info-
material angeboten hatten. Auch hatten 
sie zusammen nur einen recht kleinen 
Stand. So konnten sie meiner Meinung 
nach kaum ihrer Aufgabe gerecht wer-
den, junge Menschen für eine Ausbildung 
hier in der Region zu begeistern. Aber 
alles in allem kann man die Impulsmes-
se als gelungen beschreiben, da man 
sich über verschiedene Berufe informie-
ren, viele nützliche Tipps zum Thema 
Ausbildung in Erfahrung bringen und 
sogar den ein oder anderen Ausbildungs-
platz ergattern konnte. 

Ich war das erste Mal bei der Impuls-
messe und ich fand es einfach super, 
vor allem, da  die Messe nicht nur infor-
mierte, sondern auch zum Mitmachen 
animierte. Ich habe auch einen Super- 
Ausbildungsplatz für mich entdeckt. Mal 
schauen, was die Zukunft bringt. 

Janina Maier 

Amoklauf: Warum? Was tun? 
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Ich hatte bereits im  „Herzblatt“  über 
die Ausgliederung von Langzeitarbeits-
losen in so genannte Maßnahmen be-
richtet. Sicher wollen Sie jetzt wissen, 
ob wir Kursteilnehmer nun endlich fit für 
den Arbeitsmarkt sind und ob alle einen 
Job haben. 

Um es vorweg zu nehmen: Einen Job 
hat von unserer Gruppe niemand gefun-
den. Trotz einiger verschickter Bewerbun-
gen. Haben wir was falsch gemacht? 

Unsere Aufgabe bei der Personalagen-
tur war, 4 bis 6 Stunden am Tage im In-
ternet nach freien Stellen zu suchen (an 
Computern aus dem vorigen Jahrhun-
dert!). Diese Kür hat man aber meistens 
in einer halben Stunde abgearbeitet. 
Denn die gängigen Internetportale haben 
sich mittlerweile alle möglichen Zeitar-
beits- und Leiharbeits- und Vermittlungs-
firmen aufgeteilt. Da werden dann „bun-
desweit Mitarbeiter gesucht“, mit diver-
sen Qualifikationen, Berufserfahrungen – 
und  natürlich müssen diese „flexibel“ 
sein. Langzeitarbeitslose können solche 
Bedingungen nicht erfüllen. Direkte Jo-
bangebote von Arbeitgebern waren eher 
selten. Außerdem werden die Datenban-
ken nur einmal wöchentlich aktualisiert. 

Was wir in der restlichen Zeit so im 
Internet anstellten, interessierte bei der 
Personalagentur offensichtlich nieman-
den. Unsere beiden sozialpädagogischen 
Betreuer ließen sich eher selten blicken. 
Hin und wieder gab es sogar so was wie 
Unterricht. Was uns da vermittelt wur-
de, kam uns vor, als befände sich der 
Betreuer – oder wir? – auf einem ande-
ren Planeten. 

Da wurde uns tatsächlich weisge-
macht, dass Leiharbeit was Tolles ist. 
Schließlich kann man dabei mehr ver-
dienen als die Stammbelegschaft! Und 
die Arbeitsplätze sind sicherer, weil man 
ja schließlich bei der Leiharbeitsfirma 
angestellt ist. In der Pause zwischen 
zwei Jobs wird man richtig qualifiziert, 
damit man fit ist für den Arbeitsmarkt. 
Natürlich muss man sich an eine „seriö-
se“ Firma wenden, nicht an solche, die 
einen dann nach Holland verhökern, wo 
man für ein halbes Jahr für wenig Geld 
den Arbeitssklaven spielen darf. 

Zum Thema Altersarmut wurde uns 
dringend geraten, privat vorzusorgen, am 
besten mit der Riester-Rente. Aber von 
Hartz IV kann man doch nicht mal le-

Was wir gelernt haben – 
und was wir glauben sollen 

Über Sinn und Unsinn so genannter „Maßnahmen“ 

ben, geschweige denn fürs Alter vorsor-
gen! Die einfache Antwort auf diesen Ein-
wand lautet: Dann suchen Sie sich eben 
einen Job! Dazu sind Sie schließlich 
hier! – Und wenn man für den Job so 
wenig bekommt, dass man aufstocken 
muss?  Auch auf diese Frage hat unser 
Betreuer eine einfache Antwort: Leben 
Sie enthaltsam! Keine überflüssigen teu-
ren Kinkerlitzchen kaufen! Ein teurer 
Computer? Wozu? Ein billiger tut es 
auch! Internet? Braucht man doch nicht 
zu Hause! Jobsuche im Internet kann 
man auch im Arbeitsamt am Terminal 
durchführen. Mein Einwand, dass die 
Riester-Rente bei den Empfängern von 
Grundsicherung im Alter voll auf die So-
zialleistungen angerechnet wird und man 
so keinen Cent mehr in der Tasche hat, 
wird als „Unsinn!“ abgetan. 

Und überhaupt: Wer ist eigentlich ver-
antwortlich dafür, dass wir in Arbeit kom-
men? Jedenfalls nicht das Jobcenter! 
Nein – jeder Arbeitslose hat die Pflicht, 
acht Stunden am Tage auf Jobsuche zu 
gehen. Auch die Ausführungen über das 
deutsche Arbeitsrecht und deren prakti-
sche Umsetzung wirft in mir die Frage 
auf, woher der Betreuer – der übrigens 
Betriebswirtschaft studiert hat – seine 
Weisheiten hat, die er uns da vermittelt. 

Ansonsten hatten wir die ganze Zeit 
über das Gefühl, dass wir nur zur „Auf-
bewahrung“ zu erscheinen hatten. Ein 
bisschen „Schauspielunterricht“ für even-
tuell mal stattfindende Bewerbungen (so 
was nennt man „Bewerbungstraining“), 
ein paar Gesprächsrunden zur Selbst- 
analyse – viel mehr wurde nicht gebo-
ten. Die meisten Teilnehmer machen die-
se Spielchen schon zum soundsovielten 
Male mit. 

Geändert hat sich an unserer Lage 
nichts dadurch. Langzeitarbeitslosen ist 
der 1. Arbeitsmarkt weitgehend versperrt. 
Das weiß man auch im Jobcenter. Und 
damit die Statistik trotzdem gut aussieht, 
bezahlt man an solche Personalagentu-
ren eine Menge Geld, um die hoffnungs-
losen Fälle irgendwohin abzuschieben, 
wo sie nicht stören. Das Ziel der Einglie-
derungsvereinbarung: „Verringerung der 
Hilfebedürftigkeit des Arbeitslosen“, wird 
dabei natürlich nicht erreicht. Dafür wä-
ren ganz andere – vor allem finanzielle – 
Mittel nötig. Aber die hat man natürlich 
für uns nicht!                Sigrid Mertineit 

Fernsehsender 
sie laden in flimmernder 
Rückschrittlichkeit 
zu Gesprächsrunden 
nur Journalisten von Zeitungen ein 
fettdruckaustauschbar 
für die Wirtschaftsdiktatoren 
kein Villa-Stein des Anstoßes 
Hartz-IV-Politik 
keine Mauererrichtung gegen das Volk 
sie schießen auf Pressefreiheit 
Demokratie: Nichteinladung von 
Journalisten des Neuen Deutschland 

Jürgen Riedel 

Die Cottbuser 
Straßenbahn seit 1903 

auf der Schiene 

Die erste Cottbuser Straßenbahn fuhr 
am 18. Juli 1903. 

Gegenwärtig verfügt die Stadt über ein 
Tram-Streckennetz von 23,5 Kilometern 
mit 49 Haltestellen. 

Auf vier Linien sind 18 Bahnen im Ein-
satz. Im Vorjahr wurden elf Millionen 
Fahrgäste mit Bahn und Bus befördert. 

Bereits im Jahr 1923 war der Fahrbe-
trieb der Cottbuser Straßenbahn wegen 
der schlechten Wirtschaftslage schon 
einmal für kurze Zeit eingestellt worden. 

In den 70ern und 80ern war Hochzeit 
für die Cottbuser Straßenbahn. Im Re-
kordjahr 1981 fuhr die Tram mit 54 Trieb-
wagen insgesamt 78 Mal um die Erde 
oder über drei Millionen Kilometer. Dabei 
transportierte sie jeden Tag fast 78 000 
Fahrgäste, im gesamten Jahr waren es 
mehr als 26 Millionen. 

Der Fahrpreis lag zu DDR-Zeiten bei 
0,20 Mark. Heute muss für eine Fahrt 
1,20 Euro bezahlt werden. 

beo 
(aus „Tagesspiegel“ vom 17.3.2009) 

Und demnächst soll  die Bahn 
abgeschafft werden? 

Foto: http:// upload.wikimedio.org 
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Termine - Termine Herzlichen Glückwunsch 
allen GenossInnen, 

die in den kommenden 
Tagen und Wochen 
Geburtstag feiern 

○ ○ ○ ○ ○ ○ ○

zum 89. Anna Marie Kieper (15.4.) 
Ludwig Friedrich (15.4.) 

zum 88. Waltraud Plößl (4.4.) 

zum 87. Elisabeth Jende (25.4.) 

zum 86. Reinhard Dockter (18.4.) 
Rudolf Weber (24.4.) 

zum 85. Hildegard Schmidt (14.4.) 

zum 83. Elisabeth Vogel (5.4.) 
Paul Beichelt (17.4.) 
Irene Ginelli (30.4.) 

zum 82. Susanne Rolle  (8.4.) 
Ingrid Dähn (15.4.) 

zum 81. Rosa Bartsch (1.4.) 
Waltraut Schramm (6.4.) 
Jutta Hahn (8.4.) 

zum 75. Heinz Thiele (27.4.) 

zum 70. Ulrich Keil (21.4.) 

zum 60. Marianne Strehmel (23.4.) 

zum 50. Dietmar Bednarsky (17.4.) 

zum 87. Erna Riedel (13.5.) 

zum 84. Ingeborg Miller (7.5.) 

zum 83. Gisela Schliwa (7.5.) 

zum 82. Paul Bramburger (10.5.) 

zum 80. Max Bunge (15.5.) 

zum 60. Annelie Reißmann (5.5.) 

zum 50. Christian Eicke (10.5.) 

6.4. 15.00 Uhr IG Politische Bildung 
Geschäftsstelle 
18.00 Uhr Fraktionssitzung 
Geschäftsstelle 

8.4. 10.30 Uhr AG Geschichte 
Geschäftsstelle 

9.4. 18.00 Uhr Elterninforma- 
tionsveranstaltung zur 
Jugendweihe 
Geschäftsstelle 

14.4. 16.00 Uhr KPF 
Geschäftsstelle 

15.4. 17.00 Uhr Buchlesung mit 
Dorothea Kleine 
Die Autorin stellt ihr neues Buch 
„Das Paradies ist anderswo“ 
vor 
Brandenburger Hof 

20.4. 18.00 Uhr Fraktionssitzung 
Geschäftsstelle 

22.4. 18.00 Uhr „Forum zur Renten-
politik“ 
Diskussion mit Klaus Ernst 
(MdB) zum Rentenkonzept der 
LINKEN 
Volkssolidarität Sandow, 
Elisabeth-Wolf-Straße 41 

27.4. 18.00 Uhr Fraktionssitzung 
Geschäftsstelle 

29.4. 14.00 Uhr Stadtverordneten-
versammlung 
Stadthaus Cottbus 

30.4. 19.00 Uhr Kreisvorstand 
Lausitz 

Geschäftsstelle 

4.5. 15.00 Uhr IG Politische Bildung 
Geschäftsstelle 
18.00 Uhr Fraktionssitzung 
Geschäftsstelle 

7.5. 17.30 Uhr Ortsvorstand 
Cottbus 
Geschäftsstelle 

8.5. 10.00 Uhr Kranzniederlegung 
Nordfriedhof 
11.00 Uhr Kranzniederlegung 
Südfriedhof 

Der ideale Nachbar ist unsichtbar und 
unhörbar. Aber jederzeit verfügbar, wenn 
man ihn denn wirklich mal braucht. 

Erwin Koch 

Leute, die in Neubauten Wand an Wand 
wohnen, scheinen oft zu vergessen, dass 
sie auch Tür an Tür wohnen. 

Dr. rer. pol. André Brie 

Ein guter Nachbar ist jemand, der dir über 
den Gartenzaun zulächelt, aber nicht 
darüber klettert. 

Arthur Bär 

Das Glück gedeiht im eigenen Haus und 
kann nicht in Nachbars Garten gepflückt 
werden. 

Douglas Jerrold 

Der Nachbar ist ein Mensch, der die ge-
liehene Schneeschaufel zurückbringt, 
wenn er sich den Rasenmäher ausleiht. 

Unbekannt 

○ ○ ○ ○ ○ ○ ○

Meinen Nachbarn ist ihre Ruhe heilig, sie 
würden mich glatt wegen Lärmbelästi-
gung anzeigen, wenn ich an ihre Türe 
klopfte. 

peter e. schumacher 
1. Mai 2009 
ab 10.00 Uhr 

Meeting auf dem 
Hof des DGB 

      Straße der Jugend 


